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As Me tos liÄsritate Brass,
Berlin,  10 . November 1921.

In der heutigen Landtagssitzüng gab Minister.
Präsident Braun im Namen des neuen Kabinetts
die folgende Regierungserklärung ab:

„Meine Damen und Herren ! Gemäß Artikel
dcr preußischen Verfassung vom 30. November

'620 haben Sie mich zum Ministerpräsidenten ge¬
wählt . Ich danke Ihnen für das mir entqegenge-
i'rachte Vertrauen '. In Erfüllung der mir nach
her Verfassung obliegenden Pflicht habe ich die Bil¬
dung des Kabinetts vorgenommen und die folgen¬den Herren ernannt:

Den Staats - und Justizminister 2r . A m
Zehnhnff  als Justizminister.

Den Staatsminister a. D . Severing  als
Minister des Innern.

Den Oberpräsidenten n. D. Dr . von Richter
als Finanzminister.

Den Meol .-Schwer . Ministerpräsidenten a. D.
Dr . W e n d o r s f als Minister für Land¬
wirtschaft, Domänen und Forsten.

Den Geschäftsführer des Arbeitsnachweises
Stering  als Minister für Handel und
Gewerbe.

Den Studiendirektor Dr . Boe!  itz als Minister
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung.

Die Ernennung des Ministers für Bolkswohl-
fahrt steht noch aus.

Den ausscheidenden Herren Ministern spreche
ich den Dank aus für ihre dem Lande geleisteten
wertvollen Dienste.

Meine Damen und Herren ! Sie werden von
wir mm erwarten , daß ich Ihnen ein .ausführliches
segicrungspragrrmm entwickle. Ich habe nicht den
Ehrgeiz, den drei seit dcr Staatsumwäizung hier
dvrgeiragenen Regierungsprogrammen ein viertes
Sgzugesellen. Denn die Situation , in der sich unser
liand befindet, heischt nicht Worte, sondern Taten,
binacbcnds Arbeit zum Wahle des Volksganzen.
8ch werde inich daher darauf beschränken, kurz die
allgemeinen Richtlinien aufzuzeigen, die für die
Politik des neuen Kabinetts gelten sollen.

Das neue Kabinett geht in schwerer Zeit an
leine Arbeit . Schwer lastet die wirtschaftliche Not
Und Bedrückung auf unserem Volke. Die Faust
‘es Siegers drückt mit unverminderter Wucht auf
Uns und hämmert uns immer wieder die Erkenntnis
"in. daß wir einen Krieg verloren haben, einen
"stieg von einem Umfange und von einer so ver¬
nichtenden Wirkung, wie ihn die ,Weltgeschichte
doch nicht aufzuwetsen hatte. Preußen wird am
lchwcrsten getroffen von den Auswirkungen des
Fricdensvertrages , der den unseligen Krieg formell
beendete. Ich sage formell, weil zahlreiche Maß¬
nahmen unserer ehemaligen Kriegsgegner nicht »ur
nicht mit dem Vertrage von Versailles, sondern
buch mit einem wahren Friedenszustande nicht in
Einklang zu bringen sind. Noch immer seufzen
Rheinische Städte unter dem Druck der rechtswidrig
verhängten militärischen Sanktionen , für deren
stusrechterhaltung jetzt vollends jeder Rechtsboden
sthlt. nachdem auch die Umstände, die zu ihrer Ver¬
hängung zum Anlaß genommen wurden, längst
strtgefallen sind. Den deutschen Volksgenossen
links und rechts des Rheines , die unter dem Druck
der Besetzung leiden, spreche ich die wärmste Sym¬
pathie der Staatsregierung aus , die erneut ver¬
stricht. ihnen nach Kräften beizustehen in ihrer
schweren Bedrängnis.

Meine Damen und Herren ! Ich faote bereits,
Preußen wird , durch die Folgen des Krieges am
stärksten betroffen. Von den Reichslanden abge¬
sehen trifft der ganze Lcriust an Land und Volk
allein Preußen . Im Osten, Westen und -Norden
hat Preußen wertvolle Gebiets- und .Volksteile ver¬
streu . Hunderttausende gut denischcr Männer und
Frauen sind zum Teil unbefragt unter fremde !
Staatshoheit gezwungen worden. Die Früchte jahr¬
zehntelanger, ja zum Teil jahrhundertelanger deut-
!chcr Kulturarbeit , wirtschaftliche Kräfte von hohem
stiert, von größer Bedeutung vornehmlich für unsere
stolksernährnng . sind unserem durch den Krieg und
seine Folgen verarmten Lande verloren gegangen,

Der schwerste Schlag aber ist Preußen , beson¬
ders seiner Wirtschaft versetzt worden durch die
Entscheidung über Oberschlesien. Ueber 709 Jahre
ist Oberschlesien deutsches Land und verdankt seine j
liehe wirtschaftlicheBlüte allein deutscher Intelligenz
Und deutscher Arbeit, lieber 00 Proz . der ober- |
schlesischen Bevölkerung hat sich für das Verbleiben
bei Deutschland ausgesprochen. Gleichwohl hat der
stberste Rat in Paris auf der Grundlage der Vor¬
schläge des Völkerbundsrotes eine Grenze diktiert,'
die das indusiriclle Wirtschaftsgebiet Obcrschtcflens
Willkürlich zerreißt und fast 40 Proz . der ober-
'chlchschen Bevölkerung und über W Proz . der in¬
dustriellen Anlagen den Polen ausliesert . Ich hoffe,
und wünsche, daß es den deutschen Vertretern bei
öen uns mifgezwungenen Verhandlungen mit den
Posen gelingen wird, dag wirtschaftliche Verhältnis,
*u hart polnischen Staate \n  ZU gestalten, daß ^kata- s
sstophaie Folgen für die oberschlesrsche, für die ge,
samte deutsche Wirtschaft vorerst vermieden werden
"nd dcn Oberschlesiern, die ans dem preußisch
deutschen Staatsvcrüonde auszufchciden gezwungen
sind, in ihren materiellen und kulturellen Rechten
ArvrsicheWN' Schutz gesichert wird.

Mit den aberschlesischen Brüdern , die von uns
scheiden müssen, bleiben wir im Geiste verbunden;
denn der Machtspruch des Siegers kann wohl geo¬
graphischê Gebilde zerreißen und neue Grenzsteine
setzen, bic geistige und kulturelle Gemeinschaft eines
Voiles kann er nicht zerreißen.

Meine Damen und Herren ! In dcr deutschen
Wirtschaft treten die unheilvollen Folgen dieses
ungerechten mit dem Friedensvertrag nicht im Ein¬
klang stehenden Machtspruches bereits unverkenn¬
bar in die Erscheinung. Dos führt auch zu den
ärgsten Befürchtungen für unsere Staatsfinanzen,
in denen sich ja letzten Endes der Stand unserer
Wirtschaft widerspiegelt. Noch ist keine Deckung
für den Fehlbetrag des laufenden Etats gefunden.
Trotz aller Sparsamkeit , die auch weiter auf allen
Gebieten der Verwaltung geübt werden soll, bringt
doch jeder Tag neue Anforderungen , die, soweit sie
unabweisbar sind, befriedigt werden müssen.

Soli es unter diesen Umstünden gelingen, den
Staatshaushalt  zu balancieren , was mit
allen geeigneten Mitteln angestrcbt werden wird,
dann muß die steuerliche Kraft unseres Volkes
noch weiter angespannt und vor allem der Besitz
nach Maßgabe der von der Reichsgesetzgebungden
Ländern belassenen Besteuerungsmöglichkeit in
vollem Umfange seiner Leistungsfähigkeit herange-
zogen werden.

Auch ist eine größere Selbständigkeit der Fi-
n a n z c n des Staates und der Gemeinden anzu-
strebeu. die nur durch Erschließung eigener ausrei¬
chender Einnahmequellen erreicht werden ionn.

Diese Einnahmequellen können aber nur er¬
giebig sein, wenn unsere Wirtschaft  prosperiert.
Deshalb wird die Staatsregierung alle Maßnahmen
unterstützen, die geeignet sind, das Wirtschaftsleben
zu fördern und die ‘ wirtschaftliche Kraft unseres
Volkes restlos einer unsere Volkswirtschaft befruch¬
tenden Auswertung zuzuführen.

Die Hebung unserer landwirtschaftlichen Er¬
zeugung wird sie sich besonders angelegen sein
lassen und daher der Steigerung des Bodenertrages,
der Vermehrung unserer Aufbauflächen durch Ur¬
barmachung von Moor - und Ocdländcreien und
einer gesunden umfassenden Sicdlimgstätlgkett auch:
fernerhin ihr regstes Augenmerk zuwenden.

Den schädlichen sozialen Begleiterscheinungen
er intensiven Wirtschaftstätigkeit muß durch

Äscherung und Ausbau dcr sozialen Gesetzgebung
entgegengewirkt werden. Auch müssen die Aus¬
wüchse des krassesten Egoismus , wie sie zum Scha-

i der minderbemittelten Volkskreise in den die
Teuerung bis zur Unerträglichkeit steigernden
wucherischen Preistreibereien und den wilden
hemmungslosen Spekulationen auf dem Waren -,
Effekten-' und Devisenmarkt in die Erscheinung ge¬
treten sind, mit allen Machtmitteln des Staates bc-
kämpft werden. Aufgabe dcr tzustjz und der Exe¬
kutive wird es sein, diesem die Not des Volkes ste¬
tig steigenden gewinnsüchtigen Treiben mit aller
gebotenen Schärfe entgegenzutreten und den Grund¬
satz zur Geltung zu bringen, daß das Gemeinwohl
über dem Vereicherungsfirebcn des Einzelnen steht.

Soll indes eine nachhaltige  Besserung aus
diesem Gebiete erzielt werden, dann muh dieser
Grundsatz Gemeingut des ganzen Volkes werden,
was nur zu erreichen ist, wenn er schon zur Grund¬
lage der Jugenderziehung  in unseren
Schulen  gemacht wird. Die Stärkung dieses
Gemeinsinns wird in ganz besonderem Maße zu
der dringend notwendigen Versöhnung der Volks-
ichichtcn beitragen . Wenn dazu noch eine rttckhali-
lose, bewußte- Erziehung der Jugend zur Craats-
gesinnung hinzukommt, dcr Wille zum Staat , der
allein die Kräfte Kd  Aufbaues entbindet, dann
wird auch der Geist der neuen Verfassung volles
Eigentum dcr Jugend werden. Im übrigen soll
d>e Um- und Ausgestaltung unseres Schulwesens im
Rahmen dcr Reichsverfassung fortgesetzt werden
mit dem Ziele, alle intellektuellen Kräfte unseres
Volkes zur vollen Entfaltung und höchsten Ausbil¬
dung zu bringen und sie so dein Wähle des Volks¬
ganzen dienstbar machen.

Eine dcr wichtigsten Ausgaben der neuen Re¬
gierung wird es fein, die Verfassung zu
sichern  und zu festigen und in der Gesetzgebung
des Landes und in allen Zweigen feiner Verwal¬
tung zur vollen Auswirkung zu bringen . Die zpr
Verwirklichung dieses Zieles und zur Demo¬
kratisierung der Verwaltung  bestimm-
ten Gesetze werden dem hohen Hause mit tunlichster
Beschleunigung voroftegt werden.

Doch das allein genügt nicht. Auch die Be¬
amtenschaft  muß sich der Pflicht bewußt sein,
in ihrem Amte ebenso die Verfassung gegen jeder¬
mann mit allen Mitteln in Schutz zu nehmen und
für die Autorität de? Freistaates und der v̂er¬
fassungsmäßigen Regierung einzutreten . Auch
außerhalb des Amtes muß sie unbeschadet der durch
die Retchsversassung gewährleisteten Freiheit ihrer
nvüli ' chcv Meinungsäußerung bet ihrem Verhalten
stets der besonderen Pflichten eingedenk sein, die
ihr gegenüb»" dem Staate und der Regierung ob¬
liegen. Neuen dieser selbstverständlichen Verpslich-
tung muß indes bei dcr Zulassung zu Staatsämtcrn
die persönliche Eignung sowie die' fachliche
Tüchtigkeit und Erfahrung der Anwärter in. erster
Linie maßgebend sein.

Die den AnfaiT -rungen der neuen Zeit ent¬
sprechende Regelung der Rechtsverhältnisse der Be¬
amten wird durch Schaffung eines zeitgemäßen
Diszipli.nargesstzc- in die Wege geleitet werden.

Für bis Sicherung des demokra¬
tischen Selb stüestimungsr echts  des
Volkes in Staat und (gemeinden wird dis Staats-
regierung sich jederzeit einsetzen, indes kann sie Be¬
strebungen auf Absplitterung einzelner
G - b i e t s t t i i e aus dem preußischen Staats-
gejitgs nicht unterstützen. Denn nur durch ein un-

. geteiltes und unqeschwöchtcs Preußen i m Reiche
j kann die Reichseinheit gewahrt und in organischer
!Fortentwicklung der Weimarer Verfassung jene
i B ere i n h e i t l i chu n g des Reiches  und sei¬
ner Verwaltung angebahnt werden, die im Hin¬
blick aus die wirtschaftliche Verarmung unseres
Landes .unerläßlich erscheint.

Da P r e u h e n und das Reich aufeinander
angewiesen sind, Preußen nicht ohne das Reich und
das Reich ii'cht ohne Preußen leben kann, ist ein
gedeihliches  Z u s a m m e rt a r b e i t e n der
Regierungen Preußens , und des Reiches dringen¬
des Gebot. Die Staaisregierung wird daher unter
Wahrung der verfassungsmäßigen Rechte Preußens
auf ein gutes Verhältnis zur Reichs¬
reg i e r u n g und ein reibungsloses Zu¬
sammenarbeiten  mit ihr stets Bedacht neh¬
men.

Meine Damen und Herren ! Das sind im we¬
sentlichen die Richtlinien der Regierungspolitik , wie
ich sie im Benehmen mit den Mitgliedern des neuen
Kabinetts bestimmt habe. Sie stehen im Einklang
mit den Vereinbarungen , die für die Zusammen¬
arbeit der Koc iuionsparteien getroffen sind.

Das treibende Motiv für die Schaffung der
großen Koalition -der vier Parteien , die das
neue Kabinett stützen, war das Bestreben, mehr
Steiigreit und Sicherheit in die preu¬
ßische  P a l i t i k zu bringen und der Staatsrcgie-
rung die Möglichkeit zur planmäßigen ersprießlichen
Aufbauarbeit zu ebnen.

Bei der Eigenart unseres Parteiwesens und bei
dem starken politischen und wirtschaftlichen Gegen¬
sätzen in unserem Volke ist es unendlich schwer, vier
politische Parteien aus einer Regierungsplattform zu
gemeinsamer Arbeit zu vereinen. Jede Partei muß
dabei Opfer bringen, sich in ihren Ansprüchen be¬
scheiden. Daß es gleichwohl gelungen ist. die
Arbeitsgemeinschaft dcr vier Par¬
teien  in Preußen nach langen Bemühungen zu
erreichen, ist ein Beweis dafür , daß innerhalb dieser
Parteien aus der Erkenntnis der furchtbar ernsten
Situation unseres Volkes heraus dcr Wille ge¬
wachsen ist, zur Verhütung des Schlimmsten eine
Einheitsfront oller derer zu bilden, die auch in
dtni Chaos ,dieser Zeit den festen Glauben an den
Wiederaufstiecg unseres Volkes nicht verloren
haben und sie daher ihre ganze Kraft einsetzen
wollen, um unser Land und B o i k vor dem
Zu sa mmen -bruch zu  b ew ahr en  und es in
lnnostmer anfopfern ' er und zäher Arbeit aus den
furchtbaren Nöten unserer Zeit einer besseren Zu¬
kunft entqeg,inzuführen.
' Meine Damen u»s Herren ! Die Aufgabe, die
mir uns gestellt haben, ist groß, ihre Lösung schwer.
Unserer Verantwortung vor dem ganze» Volke bc-
wußt , gehen wir mst f e st c m Willen  und zu-
kunsi«froher Hofsnugg ans Werk, zu dem wir Sie
nn ihre vertrauensvolle Mitarbeit bitten.

Amtsicher Teil.
Itr . 524.

PoltMi-Verordrwng
über die Beschränkung des KleinhandelsvSrkauss.

Zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung , Ruhe
und Sicherheit, die durch den stark einsetzend-.m Aus¬
verkauf aller lebenswichtigen Gegenstände gefährdet
erscheint, Und zur Abwendung der durch den Aus¬
verkauf d»r Allgemeinheit drohenden Gefahr wird
auf Grund des 8 10, Teil !I, Titel 17, des allge¬
meinen Landrechis, der §§ 60 12 und 13 der Ver¬
ordnung vom '20. September 1807 (G.-S . S . 1528)
und dcr §§ 137 und 139 des Gesetzes über die allge¬
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 für den
besetzten Teil des Regierungsbezirks Wiesbaden , da
der Fall keinen Aufschub zulätzt, vorläufig ohne Zu¬
stimmung dos Bezirksausschusses, folgende Poiizei-
vcrordnung erlassen:

8 l.
Der Kleinbandelsverkauf an Ausländer und dis

Vermittlung solcher Verkäufe an Ausländer sind be¬
züglich der nachstehend ausgeführten Waren bis
1. Dezember 1921 einschließlich verboten, soweit es
sich nicht um die Deckung eines augenblicklichen
dringenden persönlichen Bedarfs Handel!:

1. Levens - und Genußmittel , einschl. dcr zu
deren Herstellung dienenden Rohstoffe und
Zwischenerzeugnisse,

8. Kolonialwaren und Gewürze,
Beleuchtunasgeqcnstände
van 1000 Mark,

bis zum Werte

Wäsche des täglichen Bedarfs und Klei¬
dungsstücke des täglichen Bedarfs , sowie
die' zu deren Herstellung dienenden Sioffe
und Zutaten,

5. Kurz-, Woll- und Baumwollwarcn,
6. Schuhe,
7. Hüte des täglichen Bedarfs,
8. Küchen- und Haushaltungsartikel des täg¬

lichen Bedarfs,
8. Schirme in oinfaciier Ausführung,

10. Lederwaren außer Luxuswarcn,
H . Schreibmarcn und Schulmatsrial , Bureau

artikel und -Maschinen, insbesondere
Schreibmaschinen, Luxusgegenstände ans-
sicriommer,,
Möbel außer Luxusniöbeln,

13. Gegenstände zur Pflege des Körpers und
der Gesundheit, soweit sie nicht Luxus-
gegenstände sind,

14. Medizinische und chirurgische Gegenstände,
soweit sie unter Zuhilfenahme von
Kautschuk hergestcllt sind, ferner Arznei¬
mittel,

15. Fahrzeugbereifungen , die unter Verwen¬
dung von Gummi hergestellt sind.

8 2.
Vorstehendes Verbot erstreckt sich nicht auf:

1. Ausländer , die im besetzten Teil des Regie¬
rungsbezirks Wiesbaden ihren dauernden
Wohnsitz haben;

2. Angehörige der Streitkräste der alliierten
und assoziierten Mächte, aus die ihnen zu¬
geteilten Personen , welchen die komman¬
dierenden Generäle der̂ Armeen einen
jederzeit widerruflichen Paß erteilt, haben;

auf alle diejenigen sonstigen Ange¬
hörigen einer der alliierten Mächte, welche
von den genannten Streitkrüsten angestellr
sind, oder' sich in deren Dienst befinden:

auf die Mitglieder der Rheinlandlom-
Mission und deren Familien , und auf solche
Staatsangehörige einer der alliierten
Mächte, die sich in deren Dienste befinden,
und auf die Familien der letzteren Per¬
sonengruppen, sofern sich diese unter 1 und
2 genannten Personen als solche auswciscn.

8 3,
Der Verkauf an die im § 2 genannten Per¬

sonen und ebenso an Reichsinländer ist nur in den
im Kleinhandel üblichen Mengen gestattet.

8 4.
Verstöße gegen vorstehende Bestimmungen sind,

sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen
höhere Strafen vorgesehen sind, mit der höchst zu¬
lässigen Geldstrafe des 8 137 des Landesverwal-
tungsgsfetzes oder mit enstprechendcr 5zaft zu be¬
strafen.

8 5.
Diese Polizei -Verordnung tritt mit ihrer Ver¬

kündigung in Kraft und an die Stelle der Polizei-
Verordnungen vom 25. bezw. 27. Oktober 1921
(Amtsblatt S . 283 und 285).

Der Regierungspräsident

KchiaMilicher Teil.

A mma
Berlin,  11 . November. Nach Verweisung

des Entwurfes über die Notstandsmaß¬
nahmen für Invaliden rentner  an den
Sozialausschuß setzt das Haus die Debarte fort mit
der zweiten Beratung des B es o ld u n g .s g e-
setz es . Die dazu eingcbrachten Anträge werden
abgelehnt und die Regierungsvorlage angenommen,
ebenso eine Entschließung der bürgerlichen Parteien
und der Mehrheitssozialisten. Die von den Kom-
inninsieir beantragte Wirtschastsbeihil.se wird abge¬
lehnt, ebenso ein Antrag der Dbg. Frau Z i e lg iU.),
die durch die Besoldungserhöhung den Gemeinden
erwachsenden Kosten auf das Reich zu. übernehmen.
Die Vorlage wird sodann auch in dritter Lesuizg
gegen die ' Unabhängigen und Kommunisten ange¬
nommen.

Es folgen die Interpellationen der Deutjch-
nalionaieir wegen Aufhebung d e r Zwangs¬
wirtschaft für landwirtschaftliche
Produkte  und betreffend G e t r e i d c Ver¬
schiebungen,  sowie die Interpellation der
Mehrheitssozialisten über W u che r p re i s e und
diejenige der 'Unabhängigen über die Verkehrs-
regelung für Kartoffeln,  verbunden mit
Anträgen der Unabhängigen aus Erhöhung der
täglichen Mehlration und Regelung der Gcstreide-
wirtschast und einer» sozialdemokratischen Anrraz;
über drn gleichen Gegenstand. Nachdem die Par¬
teien ihre 'Anträge ausführlich begründet Haber!,
fiihrt

Ernährungsminister Herm .es aus : Je
länger die Zwangswirtschaft bestand, desto länger
machten sich die demoralisierenden Wirkungen ihrer
Vorschriften geltend und selbst die Strafen übten
nur eine vorüvergchc'nde Wirkung aus . Jeder Ver¬
such, die Zwangswirtschaft aus re chtzu erha iteu, er¬
brachte den Beweis für den ftäirdigen Rückgang
ihrer Leistungsfähigkeit. Da durfte die Regierung
nicht ruhig zufehen. Sie mußte die Zwangswirt¬
schaft beftiftgen, um die Produktion zu vermehren.
Was ' in dieser Hinsicht weUer geplant ist, werde ich
bei der Etatberatung sagen. Der Wunsch auf
völlige Beseitigung der Zwangswirtschaft kann aber
nicht erfüllt werden und das Ilmlageverfahren kann
nicht geändert w-orden. Aon einer neuen Zwangs¬
wirtschaft der Landwirtschaft oder der Kartoffeln
könne keine Rede sein, höchstens von einer Zwangs¬
wirtschaft der Valuta . Die Senkung der Preise für
Margarine 'bis zum April dieses Jahres entsprach
ganz den Erwartungen , die wir für den freien
Handel hatten. Die' neue Steigerung beträgt 173
Prozent , der Sturz der Mark 180 Prozent in der
gleichen Zeit . Mt dem froirn Getreide ist es nicht
anders . Verschiebungen von Getreide ins Ausland
haben sich überhaupt nicht feststellen lassen, denn alle
Anzeigen waren lediglich in gutem Glauben erfolgt.
J '.n übrigen wird hier energisch vorgegangen und
es sollen evenftiell Zuchthausstrafen eintretön. Nur
über das Getreide, das im Einklang mit den Sarck-
t 'vncn in das Lefctzie Gebiet gelangt, fehlt uns die
Kontrolie . Bei den Kartoffeln erscheint ein Preis
von 50 Mark nickst als zu hoch. Wenn die Preise
stellenweise gestiegen sind, so findet das in dem
plötzlichen großen Bedarf des Westens, in dem die
Ernte sehr schlecht war , und in dem Ansturm der
Ankäufer ans Mecklenburg und Pommern feine Er¬
klärung . Won einer Zurückhaltung der Kartoffeln
durch !üe Bauern kann keine Rede fein. Ich Hab,:
die PreisprÜfunasstellen angewiesen, energisch
«-egen die hoben Preise vorzugehen eventuell mit
Zu'chthm.sstryfen. Cinheiliiche Mckstpresse für dqs



franse bleich lassen sich «brr nicht fcftf«t}on. Dir
Festsetzung von Höchstpreisen allein ohne Ersajsung
der Vorräte hot keinen Zweck. Wir haben 27 Mil¬
lionen Tonnen Kartoffeln gc-erruet. Davon find
allein. 2 Millionen Tonnen aus der Bahn trans¬
portiert würden, )u denen im November noch 1 Mil¬
lion hinzutommt . Dazu kommt noch eine halbe
Million , die im  Stückgutvrrt -chr befördert worden
find.' , Es ist 'formt bereits eine für dir Ernährung
notwendige Menge -befördert worden. La -die An-
rschnting dieser Menge auf die Umlage zu großen
Schwierigkeiten führen würde, ist der Antrag d:
Ilnabhängigen unannehmbar . Die Gerücht« von
Kartvffciv-rrschiebungen ins Ausland beruhen zum
Teil auf den Lieferungen dis wir nach Oesterreich,
Frankreich und Belgien zu machen hatten . Offiziell
hat keine Regierungsstelle sine Ausfuhrerlaubnis
erteilt . Allerdings hat die Rheinlandkommission ge-
ringe Vorräte von Kartoffeln zur Ausfuhr an das
Ausland freigegeben. Auf den Einspruch der
deutschen Regierung ist dem jedoch Einhalt getan
worden . Das Reich wird im Interesse den Renten
empscinger und der Witwen singreifen und zunächst
250 Millionen Mark für die öffentliche Wohlfahrt!
pflege aussetzen, ebenso für die Kleinrentner sorgen
Md auch der Beamten gedenken, wie es bereits i
der Besoldungsvorlags geschehen ist. Grundlegende
Abhilfe kann aber nur durch die Hebung der Mark
geschehen. Das steht man auch im Auslande ein
(Bravo !)

Das Haus tritt in die Besprechung ein und ver
tagt dann die Weiterberatung auf Donnerstag , den
17. November.

Berlin,  11 . November. Die Aussprach
über die Regierungserklärung  wird
fortgesetzt. Der erste Redner Abg. Winkle
(Dntl .) findet lebhaften Widerspruch, als er behaup
tet. im Lande stehe das Urteil fest, daß die Politik
des Reichskanzlers die Schuld an dem Verluste
Oberfchlefisus trage . Er empfiehlt den Mißtrauens
rttmoa kein« Prwtor gegen die Regierung . Von
den Koalitionsparteisn ist ein Antrag eingegangen
die Erklärung der Regierung zu billigen und ihr
das Vertrauen des Landtags auszusprechen. Abg
Oefer (Dem .) spricht namens seiner Freunde der
Regierung das Vertrauen aus . Die Unabhängigen
.' affen durch den Abg. Leid  ausdrücken , daß sie zu
dieser Regierung kein Vertrauen haben. Minister
Präsident B r a u n weißt die Angriffe auf dir Re
aicrung zurück und schließt: Unsere einzige Hoffnung
ist. bat) alle Völker aus dein furchtbaren Völker
morde die Lehre ziehen werden : Nie wieder! (Leb
Hafter Beifall links.) Von den Unabhängigen und
.Kommunisten ist ein Antrag eingegangen, wonach
die Zusammensetzung der Staatsregierung den In
tereffen des werktätigen Volkes widerspricht. Der
Landtag versage, daher dem Staatsministerium da
Bertraum . In der weiteren Aussprache weist der
Redner der Mehrheitssozialisten Ahg. Heilmann
'Angriffe der USP . und der Kommunisten aus seine
Partei ab. Abg. Leidig (D . B.) führt aus , daß
die Koalition der vier Parteien den ehrlichen Willen
habe, das Vaterland aus der heutigen Zeit der Not
herauszubringen . Die Abstimmung über -die Ver
trauen ?- und Mißtrauensanträge wird schließlich
ans die nächste Sitzung, die auf Donnerstag , den
17. November, angesetzt wird, vertagt.

Berlin , 11. November . Der Geschäftsführer des
Reichsverbandes der deutschen Industrie erläuterte
vor Pressevertretern die Erklärung des Reichsver
bandes , die gestern dem Reichskanzler gegenüber ab
gegeben worden ivar . Er gab zunächst einen Rück
blick auf dis Entstehung der Kreditaktion und er
klärte, daß der erste Schritt von dem Reichskanzler
Wirth ausgegangsn fei, der Anfang September an
dis Industrie mit der Frage herangetreten sei, ob sie
dem Reich in seiner Fincinznot zu Helsen bereit fei.
Nach den Vorverhandlungen mit den ausländischen
Bankiers kam die Industrie zur Formulierung be¬
stimmter Bedingungen . Es stellte sich heraus , daß
unter den gegenwärtigen Verhältnissen die deutsche
Industrie als Garantie für die Reichsanleihe im
Auslande nur sehr schwer und in ganz ungenügen¬
dem Umfange Kredit erhalten würde. Der Londoner
"Bankier Baron Rothschild hat den Höchstbetrag au :
fünfzig Millionen Pfund , die amerikanischen
Bankiers haben ihn auf 280 Millionen Dollar ge¬
schätzt. Zugleich wurde allseits erklärt , daß vor Ab
fchftiß der Washingtoner Konferenz nicht an eine
Kreditgewährung für Deutschland zu denken sei. Bei
Prüfung der deutschen Kreditfähigkeit erkannte die
Industrie , daß die Finanzwirtschaft des Reiches auch
den Privatkredit untergräbt . Die Staatsbetriebe
sind nach Ansicht der Industrie am schlechtesten ge¬
leitet. Eine Unmenge überflüssiger Arbeitskräfte ist
bei der Eisenbahn beschäftigt, während im Bergbau
und anderen Prioatindustrien Arbeitermangel
herrscht. Aus dieser Erkenntnis heraus entstand
die Schlußfolgerung , daß nur der Uebergcmg zur
Privatwirtschaft die Reichseisenbahuen wieder zu
einem rentierenden Betriebe machen könnte. Es ist
klar, daß eine ' solche Umwandlung nur mit Zustim¬
mung und unter positiver Mitarbeit der Arbeiter
und Angestellten durchgeführt werden könnte. Die
Industrie wird in der nächsten Woche darüber mit
den Gewerkschaften verhandeln . Sie denkt nicht
daran , einem privaten Industriekonzern die ganze
Fisenbahnverwaltung zu übertragen , sondern ist der
Meinung , daß an dem Unternehmen das Reich, die
Industrie , die Gewerkschaften, der .Handel und die
Landwirtschaft, kurz die gesamte deutsche Wirtschaft
beteiligt sein müßte.

Billige Rezepts für Deutschland.
Das meistgelesensteBlatt Englands , die „Daily

Mail ", bringt aus der Feder ihres Berliner Be¬
richterstatters eine Betrachtung über die Entwertung
der Mark , wobei natürlich die ganze Schuld an der
Katastrophe Deutschland zugeschrieben wird . Wenn
der englische Unternehmer seinen Arbeitern heute
100 Pfund Lohn zahle, so seien das 108000 Mark;
der deutsche Unternehmer zahle seinen Arbeitern
aber nur 16 000 Mark . Kein Wunder , daß die
Deutschen die Ausländer unterbieten könnten. Da¬
her sollten die englischen Gewerkschaften und das
Arbeitsamt des Völkerbundes Zusammenwirken, da¬
mit ein kräftiger Druck auf die deutsche Industrie
ausgeübt werde, höhere Löhne zu zahlen. Der Ge¬
danke ist recht menschenfreundlich, aber der Bericht¬
erstatter übersieht dabei, daß die deutsche Industrie
ihre Rohstoffe zu Wsltmnrkiprsjsrn an kaufen muß,
und daß sie aus dem deutschen Jnlandmarkt , der
doch auch noch da ist, kein? Weltmarktpreise fordarn
kann. Als weiteres Mittel , die Weitst rw'srbskraft
der deutschen Industrie m  verringern und gleich¬
zeitig die deutschen Finanzen in Ordnung zu
bringen , empfiehlt der Vericbteritaüer , wie so un¬
gefähr die ganze Londoner Presse, eine Erhöhung
der Steuern.

Das preußische Besoldungsgesetz.
dz Berlin,  12 . November. Der Beamten¬

ausschuß des preußischen Landtages  beriet
die ihm vorliegenden Besoldungsgesetze und
einigte sich auf eine Erklärung,  nach der
der Landtag zu den BefolüungsvorlagLn trotz deren
Mängel feine Zustdnmiins gibt, weil die Rotlage
der Beamtenschaft die sofortige Auszahlung der aus
den Regierungsvorlagen sich ergebenden Beträge
dringend erfordere . Er verlangt aber , daß bas
Staatsministerium sofort mit Üenc Landtag in eine
weitere Nachprüfung der Besoldungsgesetze eintritt
und eine entsprechende Vorlage mit tunlichster Be
schieunigung voriegt. Von der Regierung wlirüe
mitgeteilt , daß auch die Geistlichkeit beider Kon¬
fessionen in den Genuß der Gehaltserhöhungen nach
Maßgabe der alten Bestimmungen eintreten werde.
Die Gemeinden werden von Reich und Staat in die
Lage gesetzt, ihre Beamten gleich den Reichs- und
Staatsbeamten zu besolden.

Die russische Hungersnot. .
dz H e l s i n g f o r s , 12. November. Der

Volkskommissar Winokurow schreibt in der „Kras-
naja Gazeta ", es sei der Sowjetregierung unmöglich,
ohne auswärtige Hilfe die Hungerkatastrophe wirk¬
sam zu bekämpfen. Wenn Europa nicht ein¬
greife , müßten wenigstens zehn Mil¬
lionen Menschen wegen Mangels an
Nahrungsmitteln  sterben.

Der ungarische Zwischenfall erledigt.
dz London,  12 . November. Reuter meldet:

Ungarn hat sich in der Form feierlicher Zusage an
die Mächte verpflichtet, die D y n a st i e H ä b
bürg für immer von der ungarischen
Thronfolge  a u s z u sch l i e ß e n. Die Alli
ierien sind der Ansicht, dgß eine in dieser Form
übernommene Verpflichtung durchaus befriedigend
sei. Die kleine Entente ist benachrichtigt worden,
daß der Zwischenfall beendet ist. z

Die Politik Hardings.
hdz Paris,  11 . November. Der Sonderbe

richterstatter der Agentur Havas berichtet aus
Washington, die Politik Hardings , wie sie in allge¬
meinen Umrissen aus früheren Besprechungen her¬
vorgehe, lasse sich folgendermaßen zusammenfassen:

1. Ein engeres internationales Zusammen¬
arbeiten , ohne dem Völkerbund beizutreten , dessen
Werk jedoch, wenn cs sich auf Europa beschranke,
nicht erschwert werden solle. Das Mittel , an
engeren internationalen Beziehungen mitzuarbeiten,
würden periodische Versammlungen in der Art der
fetzigen Konferenz sein.

8. Harding erkenne die Unabhängigkeit der Po¬
litik und die territoriale UnverletzlichkeitChinas an,
halte es jedoch für nötig, innerhalb bestimmter
Grenzen die Forderungen Japans zwecks einer ge
wissen Ausdehnung über seine Grenzen hinaus zu
zulassen. Die Schwierigkeit werde darin liegen,
sestzustellen, wie weit diese Ausdehnung gehen dürfe.

3. Man werde der Unabhängigkeit Englands
gegenüber der übrigen Welt, besonders was Roh¬
stoffe und Lebensmittel betreffe, bei der Festlegung
der Rüstungen Rechnung tragen.

4. Die Lage Frankreichs müsse berücksichtigt
werden. Es müsse etwas geschehen, um die Be¬
fürchtungen Frankreichs zu zerstreuen. Der Drei¬
bund dürfe unter keiner Form neu nusleben.
Amerika werde Frankreich zur gegebenen Zeit bei-
stehen, indem es einen moralischen Druck aus
Deutschland ausübe.

8. Seibst wenn die Konferenz ihr Ziel nicht er¬
reichen sollte, werde sie dazu gedient haben, die Hin¬
dernisse für den allgemeinen Frieden an den Tag
zu bringen und sie werde auch diejenigen erkennen
lassen, die daftir verantwortlich seien.

Die Ansichten des Präsidenten Harding sollen
angeblich in zwei wichtigen Punkten von den Ge¬
danken abweichen, die man dem Staatssekretär
Hughes zuschreibt. Hughes habe gegenüber England
eine gewisse Bitterkeit behalten, da er cs für un¬
mittelbar verantwortlich hält für die politische Orien¬
tierung Japans . Sein ausgesprochenes Ziel sei, die
Wndignng des englisch-japanischen Vertrages durch¬
zusetzen.

Hauptversammlung des Deutschen Städlc-
kages.

Berlin,  11 . November . Die außerordent¬
liche Hauptversammlung des Deutschen Städtetags

agesorvnmig
Thema: Neuregelung der' Beamten - und Angcftell-
tcubesoldung und der Arbeitcrlöhne, sowie deren
Deckung in den deutschen Städten.

Die vom Vorstände vorgeschlagene Entschlie¬
ßung. welche die einmütige Zustimmung der Aor-
sammlung fand, lautet : „Die deutschen Städte sind
Mg außerstande , mit ihren gegenwärtigen finan¬

ziellen Möglichkeiten die Mehrlaften anftubringen,
ne ihnen durch die Erhöhung der Beamten - und
Angcstelltenbesoldun-> und der Arbeiterlöhne aufer¬
legt werden. Es fehlen ihnen sogar Barmittel für
die ersten unaufschiebbaren Auszahlungen . Zur Er¬
möglichung der erforderlichen Zahlungen fordern
die Städte eins sofortige allgemeine laufende lieber
weisung von Vorschüssen zur Deckung der Mehrauf-

düngen unter Ablehnung jeder Abstufung nach
Bedürftigkeit. Bor allem erwarten die deutschen
Städte von der Reichsregierung, dem Reichsrat
md dem Reichstag vorbehaltlose Bewilligung der
mdgültigen Deckung für dir neuen Aufgaben . Da¬
mit verbinden sie im Interesse der Erhaltung und

tärkung ihrer Selbstverwaltung das Verlangen,
daß nun endlich die erforderlichen finanziellen
Grundlagen zur Erfüllung ihrer dringendsten Auf¬
gaben geschaffen werden . * Sie erblicken die einzig
mögliche Lösung darin , daß ihnen ihre noch vor¬
handenen Einkünfte völlig gesichert und durch eine
planvolle Aufteilung aller öffentlichen Einnahme-
auellen zwischen dem Reich und den Ländern und
Gemeinden ergänzt werden."

Aus der Versammlung wurde eine weitere
Entschließung beantragt . Der « sie Teil derselben,
dcr darüber Beschwerde führt, daß bei den vom
Reiche geführten Gehalts - und Lohnvcrhandlungen
Vertreter der deutschen Städte nicht zugezogen
waren , wurde säst einstimmig angenommen . Der
weite Teil dieser Entschließung, der die Forderung

enthält, daß sofort in eine Revision des neuen
Besoldungstariss eingeircien werden soll, wurde
abgelehnt.

Wien  als deustchpolnischer Veehandiungs-
er!. i>

Berlin.  Es scheint sich zu bestätigen, daß
er frühere schweizerische BuyoesprDdrnt Ador
iS  Amt als Vorsitzender bei den polnischen Wirt-

chastsverhandlüngen abgelehnt hat . Endgültiges
über den Ort der Zusammenkunft ist mach nicht be¬
kannt, doch scheint man Wien  dabei ins Auge ge¬

faßt zu haben, was von deutscher Seite aus valutari¬
schen Gründen und wegen der Nähe Obsrfchlefiens
begrüßt wurde.

Berlin . Die Sicherheiiszustände in der Mark
beleuchtet nachstehende im preußischen Landtag An¬
gebrachte Anfrage der A-Kgeordnel rn Held und HoU-
inann , -Lichtenberg. von der Deutschen Boikopartei:
Aus vielen Teilen der Mark Brandenburg kommen
verzweifelte Klagen über Rand über sä Ile  auf
allein gelegene Güter und Gehöfte. Räuber¬
banden in 11  geschwärzten u n d mas¬
kierten Gesicht  e r n bis zu sieben Mann stark,
ausgerüstet mit Revolvern und Handgranaten , oft
mit einem Automobil versehen, überfallen nachts
die Gehöfte, schinden die Bewohner , rauben unter
Todesörohungen , was sie fortschleppen können, und
demolieren schließlich noch die Einrichtungsqegen-
stnnde. Die Bevölkerung ist machtlos dagegen urid
in steter Unruhe und Angst. Zweifellos handelt es
sich hierbei um Berliner Verbrecher. Was gedenkt
das Staatsministerium dagegen zu tun ? Ist es be¬
sonders bereit, in die Kreise Abteilungen der
Schutzpolizei  logen , und ferner dort zu
schnellen Feststellung der Verbrecher Berliner Kri-
minaibeamte 311 stationieren , sowie für nächtliche
telephonische Alarmmöglichkeiten zu sorgen?

SN MM M feMtaffifta MM.
Bremen,  13 . November. Der Parteitag

der Demokratischen Partei wurde gestern hier offi¬
ziell eröffnet, nachdem am Vorabend durch eine
Festversammlung des Ortsvereins die zahlreichen
Delegierten aus dem Reiche in der freien Hansa¬
stadt' begrüßt worden waren . Im Laufe des gest¬
rigen Tages ergriff der Parteivorsitzende Dr . P e -
t e r s e n 'das Wort zu einem Referat über die
politische Lage. Er betonte, daß im verflossenen
Jahre eine politische Entradikoiifierung in unserem
Volke eingetreten fei. Diese Entwicklung sei der
Dcmokraüschen Partei zu verdanken. Der Links¬
radikalismus sei völlig zerfallen. Die Entwicklung
zum dcmokratischen Parlamentarismus fei in dem
Cntfchiuß der Mehrheitssozialisten und Unabhän¬
gigen sowie der Reichsparteien zu erkennen, m
einer Koalitionsregierung mitzuarbeiten . Die Be¬
reitwilligkeit der Sozialdemokraten hierzu sei eine
große nationale Tat . Es fei aber ein Mangel der
Sczialdemokratie , daß sie Besitz und Bildung ver¬
wechsele. Die Demokraten betrachten die Koalition
der Mitte als eine klare Staatsnotwendigkeit für
die Demokrcitie. Dos fei eine Absage an den Radi¬
kalismus rechts und links. Verkehrt fei die 'An¬
nahme der „Frankfurter Zeitung ", daß die Demo¬
kratische Partei begründet wurde als Linkspartei.
Die Brücke zur Mitte sei die Demokratische Partei,
an der die Woge» von rechts und links zerschellten.
Be:m Steuerprcblem verdiene der Besitz keine
Schonung, der bis zur Grenze des Möglichen be¬
steuert werden müsse. Ein weiteres Problem fei
tk  E1 .wür0cratifierung der Staatsbetriebe. Die
Fiaggeniragc habe an und für sich mit der Demo¬
kratie nichts zu tun.

Aach dcr Rede Peteifens sprach Dr. Rathe-
n a u über das Erfüllungsproblem und die deutsche
Wirtschaft Heute seien wir . so betonte Dr. Rathe¬
nau, auf dem gefährlichsten Gebiete Verkäufer, näm¬
lich in dem unseres Geldes. Zwei Wege gebe es,
um wicdcraufzuhouen . das sei die Erhöhung unse¬
rer Produktion und Minderung unseres Bedarfes.
Das Wiesbadener Abkommen sei eine Verbesserung
der Versank r Bestimmungen . Die Kreditaktion
der Industrie bedeute ein großes Opfer, aber die
Form , in der sie jetzt angeboten wird, sei zu be¬
dauern . Bedingungslos härte die Industrie ihre
Hilfe geben sollen Die Frage der Koalition sei
von verschiedenen Punkten aus zu beurteilen . Es
lei ein sachlicher Irrtum gewesen, die Mitglieder
aus dem Kabinoli herauszuziehen . Er fei nicht ge¬
gangen, sondern habe sich dem Beschlüsse gefügt.
Daß Geßle geblieben sei, sei erfreulich. Ein besse¬
rer Ausgleich der Steuern müsse erfolgen, da die
jetzige Steuennacherei abgewirtschaftet habe. Hin¬
sichtlick' der Washingtoner Konferenz und der Ber-
lmer Reise der Repa rat i0nskoinmission hege er kei¬
nen Optimismus . Vom Ausland sei keine Hilfe zu
erwarten Deshalb müßten wir uns selbst wieder
empvrarkeucn.

In dcr Nachmittaqssitzung kamen dann die
D-e--ki,-ss:cnsredner zu Worte . Hier sprachen Siants-
selrctär n. D. Dr . Preuß als Vertreier des linken
Flügels , der Abg. Rufchke aus Ber-Un, sowie die
Äkgg Korell, Melchior und Professor Rabe aus
Mmburg.

L r e m e n , 11. November. Sonntag früh
wurde die allgemeine politische Aussprache fortgesetzt
u ,3 in der Reichsminister a . D. Dernburg darauf
hmu ies, daß inrfere Zukunftsaufgaben nicht auf
dc>)>. Gebiets dcr großen Politik liegen, sondern in
vernünftigen Auseinandersetzungen mit den für
Deutschlands Zukunft in Frage kommenden Stellen,
vor -allem der Garcmtiekommifsion. Dernburg ver-
urtc-ilte das Derhalleu der Industrie bei ihrem
Kretzftangebot und befürwortete den Wiedereintritt
Ratlrsnans in das Kabinett . Reichsminister a. D.
Koch lehnte die Privatisierung der Eisenbahnen ab
und trat für eine Verbreiterung der Regierungs¬
basis cin„

Bei den Neuwahlen wurde Senator Dr. P e -
t e r s e n -Hamburg unter iubelndem Beifall zmn
Vorsitzenden der Partei  w ! e d e r g e -
m ä h l t. Urn ihn von Arbeit zu entlasten, wurde
Reichslagsabgcorüncter Erkelenz zum Vorsitzenden
des Parteioorstandes und Dr . Fischer-Köln zu sei¬
nem Stellvertreter gewählt.

dz Bremen,  12 . November. In der Nacht
zum Samstag riß eine Gruppe junger Leute vor
dem Bahnhof und dem Bürgerpark die als Weg¬
weiser für die Teilnehmer des Partcirages ausge¬
stellten Plakate ab . Der Gerüstbau der Plakate
wurde zerstört ; außerdem wurde mtd) die auf dem
Vahnhofsplatz ausgestellte schwarz-rot-goldene
Fahne heruntergerissen.

dein großen Kriege ergeben Höllen, zu verstehen.
Die Welt breche unter dem Gewicht dcr Schlilden z>l°
lammen ; es fei notwendig, daß man die Last von
ihren Schultern nehme. Alle Menschen, die eine
wirkliche Beschränkung der Bewaffnung wünschien,
verlangten , daß der 51rieg außerhalb des Gesetzes
gestellt werde. Präsident Hardiiig sprach alsdann
von den Vereinigten Staaten und sagte: „Wir haben
keine Furcht ; wir verteidigen keine niedrigen Ziele.
Wir beargwöhnen in niemanden einen Feind.
Keine Besserung in der Welt kann erzielt werden,
ohne daß von den Völkern Opfer gebracht werden.
Wir wollen nicht sagen, daß jede Nation ihre Rechte
und ihre Freiheit beschränken müsse. Wir können
nicht die Aspirationen der Völker leugnen und ihre
nationalen Notwendigkeiten ignorieren . Kein not¬
wendiger Stolz darf verletzt oder gedemütigt wer¬
den; keine Nationalität soll untergehen . Aber wir
haben begriffen, daß, wenn man sick> weniger aus
den Krieg vorbereitete , man am Frieden einen
größeren Reiz finden würde." Jedoch könne nichts
erzielt werden, so sagte der Präsident weiter, wenn
man gewisse nationale Derftimmungen vernach¬
lässige. Deshalb müßten alle zusammen handeln,
damit die Ursachen dieser Besorgnis beseitigt wür¬
den. Selbst wenn man von den edelsten Gefühlen
beseelt sei und wenn man der kalten und harten
Realität der Tatsachen ins Auge sehe, müsse man
zugestehen, daß die übertriebenen Ausgaben , die
das Wettrennen in dcr Bewaffnung notwendiger¬
weise mit sich bringe, dazu zwänge», die Rüstungen
herabzusetzen. Namentlich im augenblicklichen Zeit¬
alter sei die Welt in tragischer Weise zur Einsicht ge-
ftihrt worden. Aber der Weg werde edier sein,
wem, man die Vernunft , das Gewissen und die
Brüderlichkeit reden lasse. „Wir haben uns ", so
fuhr der Präsident fort, „hier versammelt, um der
Humanität zu dienen. Wir haben uns hier ver¬
einigt, um mit unseren Mandaten die Lasten der
Völker zu vermindern und endlich eine bessere Ord¬
nung aufzurichten, die der Welt ihre Ruhe geben
soll."

Washington,  12 . November. Dem Reuter-
schen Büro zufolge führte Präsident Harding in
seiner Rede aus der Abrüstungskonferenz u. a. noch
aus:

Es sei nicht notwendig, die Bedeutung einer
solchen Konferenz zu überschätzen. Sie sei keine un¬
ziemliche Prahlerei und keine Herabsetzung der
anderen Nationen ; diese würden , obwohl nicht aus
der §tonferenz vertreten , doch mit höchster 'Achtung
behandelt werden. Man erwarte jedenfalls, daß die
Beschlüsse dieser Konferenz einen außerordentlichen
Einfluß auf die gesmnte Welt haben werde. Es sei
nicht eine Konferenz zur Festsetzung von Bestim¬
mungen , cs sei eine Zusammenkunft aus allen
Teilen der Erde, um die Fehler in den internatio¬
nalen Beziehnngen auf das kleinste Maß zurückzu-
fiihren. Die Welt fei friedliebend cmd dringe auf
Erneuerung . Sie hungere und dürste nach einein
besseren Zusammenleben . Die Menschheit schreie
nach Erlösung und flehe nach der Gewißheit eines
dauernden Friedens . In allen Ländern werde die
Last der Schulden gleich schwer empfunden. Alle
verlangten nach Freiheit und Gerechtigkeit. Die
Welt taumele unter ihren Schulden und wolle iht^
Lasten abtzenommen haben. Angesichts der riesigen
Kosten eines Krieges und der fortwährenden
Rüstungslasten verlangien alle einsichtigen Völker
wirkliche Beschränkung der Rüstungen und eine
Aechtung des Krieges. Die Hunderte von Millionen
von Menschen in der Welt, die bis jetzt im Frieden
zahlen und im Kriege fallen sollten, wollten, daß
ihre Staatsmänner die Llusgabsn für die Zerftörm'-g
in Mittel zum Aufbau umwandelten.

W a s h i ii g t 0 u , 13. Rvveniber . Am Schluift

Qatöings Eröffnungsansprache.
Präsident Harding hat Samstag vormittag um

z»
„ , „ mag

*-•11 Uhr in der Continental Memorial Hall
Washington die Konferenz über- die Entwaffnung
eröffnet. Er wünschte zu Beginn feiner Begrüßungs
rede den verschiedenen Delegationen ein Will

seiner am Eröffnungstags der Konferenz gehalteiich
Rede sagte Hughes, was dis Seerüstungen Ital !e"-z
und Frankreichs anbelange , so lägen dort infolge de»
letzten Kr-feges besondere Berhällnifss vor, dieft"
Gegenftand später auf der Konferenz zu erörtern

Nach der Rede von Hughes wurde eine Ab-
rLftungskommisston aus den Führern der Abord¬
nungen der fünf Großmächte gebildet; zu dieset
treten als Beigeordnete für die Fragen des Stillev-
Ozenns je ein Abgeordneter der vier anderen
Mächte.

Eine Rede Briands.
Hierauf verlangten die Mitglieder der Konfe¬

renz eine Rede Briands  und riefen wiederholt
dessen Namen . Briand , der sehr überrascht schien,
hielt eine Ansprache aus dem Stegreif . Er lagle,
als ' Frankreich die Einladung Hardings erhalten
habe, da habe es „Hier" gerufen, sowohl aus unaus¬
löschlicher Dankbarkeit gegenüber den Vereinigte"
Staaten wie auch aus persönlicher Eingebung und
geleitet von dem brennenden Wunsche, bei Lösung
jeder Frage initzuarbeiien , die der Befestiaung des
Friedens zu dienen geeignet sei, um diesen im Rah¬
men des Möglichen zu einem dauernden zu machen-
Briand erinnerte daran , daß die Vereinigten
Staaten Frankreich zu Hilfe geeilt seien, und so »m
den Alliierten dazu beigetragen hätten , die Unab¬
hängigkeit Frankreichs zu schützen. „Da wir zu¬
sammen den Krieg gewonnen haben," sagte VriaNw
„müssen wir uns gemeinsam bemühen, auch den
Frieden zu gewinnen ." Briand fügte hinzu, daß
Frankreich trotz der ihm von Nachbarseite drohen¬
den Gefahren mit ganzem Willen und ganzenf
5)erzen auf der Konferenz Mitte ! suchen wolle, ^
kostspieligen 'Rüstungen einzuschränken. Frankreich
habe hierin schon viel getan ; es werde diesen 28j#
bis zu Ende gehen. Besser a !s sonst jemand « Hp
Frankreich, was ein Krieg koste; es liebe daher übt’i
alles den Frieden . Briand schloß seine Rede, inheni
er erklärte, wenn morgen die Sicherheit Frankreichs
wieder hergestellt sei, werde es bereit fein, zu fageN-
Die Waffen nieder!

Line englische Botfchafl.
Washington,  12 . Rouember . Lord Curznb

sandte an den Staatssekretär Hughes folgende B-'>-
lchaft: „Ich kann die Eröffnung der Washingtone
Konferenz nicht vorübergehen lafsen, ohne IHE
die 'Versicherung meines Wunsches zu übermitteln-
so viel als es mir möglich ist, an einem zufrieden'
stellenden und dciuorhaften Abkommen über df,
Fragen, die zur Besprechung kommen, niift' 'n-

ärbeiten . Sie können daraus " rechnen, daß n>e
briiische Regierung alles in ihrer Macht stehfN"
tun wird, uin die großen Hoffnungen, unter berief,
sich die Konferenz versammelte, zu verwirklichen-

Abrüstung zur See.
Washington,  13. November. I » der

'öfsnungssitzung der Abrüstungskonferenz lech
Staatssekretär Hughes  namens der amcrjkan^

kommen und erinnerte an die verschiedenen Gedenk- scheu Delegation allgemeine Grundsätze dar,
tage, die die alliierisn Negierungen gemeinsam von folgendermaßen lauten:
dem großen Kriege hätten , an dem sie teilgenoymien ! 1. Der Bau aller Großkampfschiffe der gege".l der bereitshüllen, um die gemeinsame Sache zu verteidigen, wäriigon Bauprogramme , sowohl .
Harding begründete alshann den Gegenstand der Ausführung befindlichen als auch der erst geplante
" . ' ' ' ‘ ’ ' iro aiKonferenz.

Die Pflicht der Konferenz sei, die 5)offnungen;
| wird ausgehoben.

2. Verminderung findet statt durch Ausrang >r
und Wünsche dcr BrnderUchkeii, die sich gerade ans rung gewisser älterer Schisse.



;t. Die frcifieljcitbcn MMtenstärkeii Der in Be-
irudjl kommenden Mächte werden im allgemeinen
berücksichtigt.

Hughes schlügt vor , daß für einen Zeitraum von
zehn Jahren keine weiteren Großkampfichiffe auf
Stapel gelegt werden sollen , wobei Großbritannien
mit 500 000, Japan mit 300 000 Tonnen in Be¬
tracht käme . Die Vereinigten Staaten würden
ihrerseits fünfzehn Kriegsschiffe , die sich im Bau be¬
finden , und fünfzehn ältere Schisse zu streichen
haben.

Kleine MiUeilumm*
Berlin . Die Ratifikationsurkunde des deutsch¬

amerikanischen Friedensvertrages ist eingetrosfen.
Berlin . Anstelle des zum deutschen Gesandten

in Peking ernannten Staatssekretärs Doyes ist Herr
von Simson zum Staatssekretär im Auswärtigen
Amt ernannt worden.

dz Saarbrücken , 11. November . Die seitens
der Rsgierungskommission gegen den verantwort¬
lichen Schriftteiler der Saarbrücker Sozialdemokra¬
tischen „Voltsstimme " verfügte Ausweisung ist auf
unbestimte Zeit zurückgcstellt worden.

Andernach . Zum Abbau der amerikarischen
Vesatzungstruppen wird bekannt , daß in Koblenz
5000 Mann und in Andernach 500 Mann (zwei
Kompanien ) bleiben sollen und daß ein Ersatz durch
französische Truppen cm allen freiwerdenden Orten
nicht vorgesehen ist.

Der Papst an die deutschen Bischöfe . In einem
Antwortschreiben auf eine Ergebenheitsadresse der
deutschen Bischöfe tritt der Papst besonders für die
.christliche Jugenderziehung ein . Die Erfahrung,
sagt er , habe es genugsam bestätigt , namentlich in
dieser Zeit allgemeinen Umsturzes , wie sehr das
Heu aller Staaten davon abhänge , daß nicht eine
der Religion entfremdete Jugend auswachse , die
von Tag zu Tag die Scharen verdorbener Menschen
vermehren würde.

Rom . Reichsminister Giesberts  wurde
am Sonntag mit zwölf Delegierten des christlichen
Metallarbeiterverbandes vom Papst in Privat-
audtenz empfangen.

gariueindustrie erklärten sich bereit , beim Aiarga-
rineverbano dahin zu wirken , daß bei den künftigen
Preisfestsetzungen die Vertrauensleute der Arbetts-
gemeirychaft der Verbraucheroerbcmds und der drei
Gewerkschaftsverbände Hinzugegogen werden . Die
genannten Organisationen werden zu diesen Be¬
ratungen Vertreter entsenden , die imstande sind,
über die Berechnungen der Margarinesabriken ein
Fachurteil abzugeben . Die amtliche Unterstützung
der derzeitigen MgtHaxineppMr findet ebenfalls
unter Zuziehung von Verbrauchervertretern statt.

FrMkrsich.
dz Paris , 12 . November . Im heutigen Mi¬

nisterrat teilte der Präsident der Republik
mit , daß ihm schon verschiedenemale Einladungen
zugegangen seien , eine Reise nach Nord¬
afrika  zu unternehmen . Wenn kein unvorherge¬
sehenes Hindernis eintrete , werde er diesen Ein¬
ladungen Ostern Folge leisten.

Der Hansabund und die neuen Skeuer-
vorlagen.

Berlin.  Das Präsidium des Hansabundes
hat in einer Entschließung  zu den dem
Reichstag vorliegenden Steueroorlagcn Stellung ge¬
nommen . Die Entschließung erkennt die Notwendig¬
keit, für erhöhte Einnahmen zu sorgen , an , hält aber
die Gesundung der Finanzen ohne Stabilisierung
der Valuta  für unmöglich . Die nächste Aufgabe
der Finanzgesetzgebung sei, Einnahmen und Aus¬
gaben des inneren Haushaltes in Einklang zu
bringen . Dazu sei die äußerste Sparsamkeit und
höchste Arbeitsanspannung in allen Zweigen der
Verwaltung unter Abstoßung aller nicht unbedingt
notwendigen Arbeitskräfte geboten . Direkte und
indirekte Steuern sowie Verkehrssteuern und Zolle
dürften nicht die wirtschaftlichen Grundlagen
von Gewerbe , Handel , Industrie , Handwerk und
Landwirtschaft untergraben , sie seien vielmehr deren
Leistungsfähigkeit anzupassen . Direkte Steuern
konnten auf die Dauer nicht aus der Substanz
des Vermögens , sondern nur aus den Erträg¬
nissen  des Vermögens und der Arbeit gezogen
werden . Die Zusammenfassung der vielen verschie¬
denartigen , immer dasselbe Sieuerobjekt treffenden
direkten Steuern in einige wenige übersichtliche , ein¬
fache und daher leicht durchführbare Steuern aus
Vermögen und Einkommen sei im Interesse der
Steuerzahler , der Reichssinauzen und der Finanzbe-
hörden unabweisbar.

Sozialisienkundgebung gegen Kronprinz
Rupprechk.

München . Die sozialdemokratische
Partei Bayerns  veröffentlicht in der „Mün¬
chener Post " eine Kundgebung an die
Adresse des vorinalig 'eir Kronprinzen
v o n B a y e r n . In Bezug auf feine bekannte
Kundgebung wird bemerkt , daß sie jedes Gefühl der
Verantwortung gegenüber dem deutschen und
bayrischen Volk vermissen lasse, denn sie verfolge
unter Vorschiebung allgemeiner Landesinterossen
lediglich persönliche dynastische Ansprüche . Wir
wissen , Heißt es weiter , daß sich die Absichten und
Pläne Rupprechts und der hinter ihm stehenden
partikularistisch -monarchistischen Geschäftspolitiker
wenn überhaupt , so nlir mit Hilfe des Auslandes
verwirklichen lassen . Ein Sturm der Entrüstung
werde in ganz Deutschland im Ernstfälle die monar¬
chistischen Unruhestifter hinwegsegen.

Die preußische Regierung gegen den
kartoffelwucher.

Berlin, 12.  November . Der preußische
Staatskommissar für Volksernährung hat einen
Runderlaß herausgsgcbeii , der sich gegen die wuche¬
rischen Preistreibereien nuf dem Kartoffclmarkt
wendet und den zuständigen Behörden schnelles
Einschreiten und nachdrückliche Bestrafung in allen
den Fällen empfiehlt , ln denen einzelne durch nichts
gerechtfertigte Prcisforderungen sich übermäßige
Vermögensvorteile verschaffen . Auch gegenüber der
Landwirtschaft und ihren Vertretern , so heißt es in
dem Erlaß , ist kein Zweifel darüber zu lassen , daß,
wenn es nicht gelingt , eins ausreichende Versorgung
der Bevölkerung zu erträglichen Preisen Herbeizu¬
führen , es notwendig werden wird , erneut zu
Zwangsmaßnahmen zu greisen.

In Verbindung hiermit hat der preußische
Justizministcr an sämtliche Generalstaatsanwältc
und Oberstaatsanwälte eine Verfügung ergehen
lassen , in der zu einem energischen und schnellen
Vorgehen im Interesse des wirtschaftlichen Friedens
und zur rücksichtslosen Unterdrückung spekulativer
Auswiichse aufgefordcrt wird.

Die Erhöhung der Margarinepreise.
Berlin.  Im Reichsministerium fiir Ernäh¬

rung und Landwirtschaft fand eine Konferenz über
die Erhöhung der Margarinepreise
statt , worin Gelegenheit zu einer eingehenden Aus¬
sprache geboten wurde . Von den Produzenten
wurden unter Vorlegung des statistischen Materials
die Gründe dargelegt , Die Die Heraussetzung des
Margarmepreises notwendig machten . Mit Nach¬
druck wurde von den Erzeugern darauf hingemiefen,
daß der schleck)te Stand der deutschen Valuta gerade
bei der Margnrinefabrikntion einen so stark preis¬
steigernden Einfluß ausübt , weil

r» h ff r» f f o n ii fi hoin 2t U !Rohstoffe aus dem Aus lande
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f a st sämtliche

bezogen
werden müssen . Denn von dem Gesaintpreis der
Margarine entfällt nur ein verhältnismäßig ge-
'ringet * Teil —? etwa ein Fünftel des Wertes —• auf
Unkosten , Löhne , Frachten und sonstige Spesen , die
zwar auch an sich erheblich teurer wurden , aber doch
in deutscher Währung gezahlt werden . Dagegen
stellen die fast ausschließlich aus dem Auslands ein-
geführten Rohstoffe die übrigen vier Fünftel des
Werkes der Margarine dar . Die Vertreter der Mar-

sbs«U .tfii t  iifim
Hochheimer Lokal - rlachrichken.

^ * Nove  m b c r. . . . Wen am gestrigen
Sonntag ein Spaziergang in die Umgebung führte,
der konnte beobachten , wie der starke Sturm am
letzten Sonntag , der Regen und die darauf folgende
Kälte draußen in der Natur ihr zerstörendes Werk
getan haben , 'Nur wenige Bäume sieht man noch
deren Laubschmuck diese Teige überdauert hast meist
liegt es am Boden und kahl ragen die Aests in die
Luft . Die Natur atmet Ruhe und Frieden ; der
große Winterschlaf hat begonnen . Mancher hat
wohl gestern diese Novcmberstimmung auf sich
wirken lassen . Am Morgen lag aus den Dächern
ein« weiße Reifdecke, die an das Kommen ds-
Winters erinnerte . Heute morgen war das Wfnter
büd ein vollständiges infolge des leichtenSchneefalls,
der sich während der Nacht eingestellt hatte . Die
Kälte , die in der Nacht vom Samstag zum Sonntag
9 Grad C. erreichte , hält sich doch länger als die
WeOerkunLigen geglaubt hatten . Der Landmann
hätte gerne noch etwas Regen gehabt , um die Feld¬
bestellung zu Ende führen zu können , die sich durch
die lange Trockenheit so weit hinausgeschoben hatte.
Der letzte Regen hat ja Wunder gewirkt , aber er ist
doch nicht tief genug eingedruiigen und zum Ueber-
fluh hat der Frost das Erdreich wieder ausgetrock-
net und verhärtet . So wäre dringend zu wünschen,
daß sich die Wetterfahne recht bald dreht und die
Fluren die fehlende Feuchtigkeit noch vor Eintritt
des wirklichen Winters erhalten.

* Der preußische Justiz mini  st er  hat
am 10. November an sämtliche Generalstaatsan
wälle und Oberstaatsanwälte eine Verfügung er¬
gehen lassen , worin auf den Runderlaß des preuß.
Staatskommiliars für Volksernährung vom 10,
November Bezug genommen wird . Der Justiz-
minister ordnet an , daß , soweit nach dem Rund-
erlaß ein Einschreiten der Staatsanwaltschaft wegen
Preistreiberei in Frage kommt , zu energischem
schnellen Vorgehen im Interesse des wirtschaftlichen
Friedens und zur nicksichtslosen Unterdrückung
spekulativer Auswüchse geschritten werden soll.

* E l t e r n s o r g e n . Eine Mutter schreibt
dem „Höchster Kreisbl ." : Eine sehr verwerfliche Un¬
sitte herrscht zur Zeit unter den Kindern . Man sieht
oft große Trupps , die das ganze Sttaßenpflafter
abschletfen , ungeachtet der enormen Schuhpretse und
der oft kaum zu bewältigenden Opfer der Ettern,
denn meistens sind es gerade Kinder der unbe¬
mittelten Klassen . Es sollte vonseiten der Ettern,
Lehrer und Passanten mit aller Energie versucht
werden , dieser Unsitte zu steuern , denn ein Kind
machts den andern nach und viele Eltern wissen
die Ursache der so häufig zerrissenen Schuhe nicht,
sondern schreiben dies der schlechten Haltbarkeit der¬
selben zu . — Diese Klage wird manche hiesige
Mutter van ganzem .Nerzen unterschreiben.

* Bisher wurde Fahrpreisermäßigung
zugunsten der Jugendpflege nur zu Ausflügen
gewährt , die sich über mehr als drei Kalendertage
erstreckten . Diese Beschränkung ist seist im Gebiet
der Reichsrisen 'bahnen aufgehoben worden . Die Er¬
mäßigung wird mithin ohne Rücksicht auf die Dauer
der Ausflüge gewählt.

* Der Ankauf von Sold  fiir das Reich
durch dis Reichsbank und Post erfolgt in der Woche
vom 14. bis 20 . d. M . im Preise von 850 Mark für
ein Zwanzigmarkstück , 425 Mark für ein Zehnmark¬
stück. Für die ausländischen Goldmünzen werden
entsprechende Preise gezahlt.

* Sperre des F r a ch t stü ckg ut ver¬
te h r s über Frankfurt a . M .—Hanau.
Auf Vorstellungen der Handelskammer Wiesbaden
über die Sperre des Frachtskückgutverkehr über
(Frankfurt a . M .—Hanau hat die Eisendahndirek¬
tion Frankfurt a . M . wie folgt erwidert : ,„Der
Frachtstückgutoerkehr nach und über Frankfurt <M .)
Hbf. war vom 4. bis 18, Oktober , der über die llm-
iadestells Hanau -Ost vom 29 . September bis 17.
Oktober gesperrt . Verursacht wurden die Sperren
durch einen ganz außergewöhnlich starken Verkehr,
der namentlich nach Aufhebung der Sanktionen
und — in ganz erheblichem Umfange — im letzten
Drittel des Monats Oktober vor Inkrafttreten der
Tariferhöhung vom 1. November einsetzte. Der
Verkehr über die Uml-adestelle Hanau -Ost ist seit
dein 17. Oktober frei , din Verkehr nach und über
Frankfurt (M .) mußte bedauerlicherweise am 27.
Oktober erneut oetnerrt werden . Es steht zu hoffen,
daß auch dieser Verkehr ' wieder steigegeben werden
kann . Die Vermutung , daß fehlende Arbeilskräfte
an diesem Zustande schuld seien, trifft nicht zu . Wir
haben die Belegschaften beider Stellen in ganz er¬
heblichem Umfange und frühzeitig verstärkt . Wenn
dennoch die auch von uns beklagten Sperren not¬
wendig geworden waren , so liegt dies an Ur¬
sa ch e n , die in den Z e i t v e r h ä l t n i s s e n be¬
gründet  sind und die zu verhüten nicht in un¬
serem Machtbereich liegt , insbesondere an
der stark gesunkenen Leistungsfähig¬
keit der Arbeite r ."

op. Adressierung der Postsendun-
gen.  Die große Zahl der mangelhaft adressierten
Postsendungen gibt Anlaß , erneut darauf hinzu-
weisen , daß eine ordnungsmäßige Beförderung
und Bestellung der Postsendungen nur bei isich-
tiger , deutlicher und vollständiger Beschaffenheit
der Aufschrift möglich ist . Außer Name und Wohn-
crt des Empfängesr müssen die Sendungen die
Angabe dcr Sttaße und Hausnummer , bei größe¬
ren Städlon auch des Stockwerks und Gebäudeteils
— Vorder -, Hinter - oder Seitengebäude — ent¬
halten . Bon größtem Wert für die Erreichung die¬
ses Zieles ist es , wenn ein jeder sich gewähnt , beim
Schreiben seiner Briese — selbst in solchen an nahe
Bekannte oder Verwandte — unter der Ortsangabe
oder unter seiner Unterschrift stets Straße , Haus¬
nummer usw . seiner Wohnung anznasden . Der
Empfänger wird dadurch in den meisten Fällen
von selbst veranlaßt , die ihm mitgeteilten Wohnun¬
gen auch für die Aufschrift des Antmortbrieses usw.

Mizinuenden ; dadurch werden tuum alle Irrtum er
bei der BefteUung ferngehaiteu . Insbesondere
sollten Geschäfte , Bunten usrp. — auch solche, die
einen bedeutenden Posivcrtehr haben 'und deshalb
annehmen , daß sie bekannt find — mit ihrem Bei¬
spiel vorangehev und es nicht versäumen , im Kopf
ihrer Briefbogen und nick den Briefumschlägen
neben den Angaben über Fernsprechnummer,
Bankkonto uliv . stets Straße und Hausnummer
stark horvorttetend niederzuschreiben oder Vordrucken
zu lassen.

* Wie früher bereits berichtet wurde , l>at das
Re i chs p oftm iniste  r i u m Mitte Oktober mit
dem Verkehrsbeirat über die E r h ö hu ng de r
P o st - , T e l e g r a p h e n - und Fernsprech¬
gebühren  verhandelt . Dabei wurde über die
Post - und Telegraphen gebühren ein Einverständnis
erzielt . Die Erhöhung der Fernsprechgebühren hielt
der Verkehrsbetrat für verfrüht , ohne aber an den
in Aussicht genommenen Gebührensätzen etwas zu
ändern . Inzwischen _ ist die neue Besotdungser-
höhung eingetreten , die mit der Lohnerhöhung und
der Steigerung der Materialpreise einen neuen
Jahresfehlbetrag von 3 " > Milliarden Mark hervor
ruft . Die Reichsvegiernng konnte es angesichts
dieser Sachlage bei den urspriinglick ) geplanten Ge¬
bührensätzen , bei deren Einführung schon 1%  Mil
!>arden Mark ungedeckt geblieben mären , nicht be¬
wenden lassen und beschloß deshalb , diese Gebühren
sätze um 50 Prozent zu erhöhen . Demzufolge wurde
im Vergleich zu her Vorkriegszeit bei Berechnung
der künftigen Gebührensätze statt dem
Verhältnis von 1 zu 10 ein solches von
1 zu 15 zugrunde Mlegt.  Diese Verhältnis-
rechnuug wird indes nicht bei allen Gebührenarten
streng durchgetührt : zum Teil ist wie bei dein Paket¬
verkehr eine mäßigere Steigerung vorgesehen.

* Für O b st - und Beeren w ei nher-
st e l l e r . Die Setbstberettung von Obst- und
Beerenwein hat gegen früher einen größeren Um¬
fang angenommen . Daß dieser Wein unter Um¬
ständen aber steuerpflichtig ist, weiß offenbar man¬
cher der neuen HeHtelle -r nicht . Nur der Obst - und
Beerenwein , dcr tm eigenen Haushalt verbraucht
oder aber an die landwirtschaftlichen Arbeiter des
eigenen Betriebs verabreicht wird , bleibt nach 8 50
Ausführungsbestimmunaen zum Weinsteuergesetz
vom 26. 7. 1918 — Reichsgesetzblatt Nr . 97 — 1918

steuerfrei . Wein in dauerhaft verschlossenen
Flaschen ist von dieser Steuerbefreiung ausge-

fstn . Wird der Wein vom Hersteller gegen
Entgelt oder auch unentgeltlich an sonstige Ver¬
braucher abgegeben , so tritt Steuerpflicht ein und
zwar mit dem Zeitpunkt der Absendung oder der

ushändigung des Weines . Um sich vor etwaigen
Strafen zu schützen, kann solchen Herstellern nur
dringend empfohlen werden , sich bei den Zolläm¬
tern des Bezirks über die Voifchristen zu erkun¬
digen.

Biebrich,  den 14. November 1921.
* Ein schweres Auto - Unglück  hat sich

heute morgen etwa um 5K Uhr am Herzogsplatz
ereignet . Der Zigarettenfabrikant Heinz Lewin aus
Wiesbaden wollte mehrere Mainzer Gäste nach
Haufe fahren . Infolge des frischgefallenen Schnees
kam das Auto , das von dem Besitzer selbst gesteuert
wurde , bei der Kurve an der „Insel " ins Rutschen
und stieß gegen die Bandsteine des um die Anlage
auf Leni Herzogsplatz führenden Fußsteiges , wo
durch es seitlich Nmschtug und sich dann nochmals
überschlug , sodaß es mitten in die
Anlagen zu liegen kam . Der Besitzer sowie die
6 Wiesbadener und Mainzer Insassen wurden her
ausgeschleudert und durch das sich überschlageiid«
Auto teils schwer , teils leicht verletzt . Herr Lewin
erlitt einen Schenkeldruck ), Herr Bäckermeister Petri
ans Wiesbaden ebenfalls eine anscheinend erhebliche
Beinverletzung , während dessen Tochter mit dem
Schrecken davonkam . Eine andere Dame wurde so
chwcr am Kopse verletzt , daß sie mittelst des schnell

herbeigekommenen Biebricher Sanitätswagens auf
ärztliche Anordnung ins Paultnenstist verbracht
wurde . Das Wiesbadener Santtätsauto kam
päter ebenfalls zur Unfallstelle . Die übrigen Per-
onen wurden mittelst eines Straßenbahnwagens

nach Wiesbaden in ihre Wohnung verbracht . Bon
der Wucht , irret der das Auto in die Anlage ge-
chleudert wurde , zeugt das zertrümmerte eiserne

Geländer . Der Wagen selbst wurde außer an den
Rädern und der Steuerung anscheinend verhältnis¬
mäßig wenig beschädigt : 'er wurde gegen Mittag
mittelst Lastautos nach Wiesbaden verbracht.

J Die vom Geflügelzüchter -Verem im Saaie
der „Insel " veranslettete Geflügel - Ans¬
tellung  erfreute sich eines zahlreichen Besuches.

Die Ausstellung war sehr reichhaltig beschickt und
bot sowohl fiir Züchter wie Laten viel Interessantes.
Besonders in den 'Abteilungen für Hühner und
Tauben waren die seltensten Rassen in reiner Zucht
vertreten . Auch die Abteilung für Enten wies schöne
Arten aus . Im Ganzen zählte die Ausstellung an
800 Exemplare.

Eröffnung des Beamtenfeminars Biebrich.
Nachdem der Nasiauische Städtetag sich für die

Errichtung von Beamtensemtnaron für die Gemoin-
debeamten im Regierungsbezirk ausgesprochen und
als Seminarvrt unter anderen Biebrich  für die
Städte Biebrich , Eltville , Geisenheim , Langen-
schrvalbach, Rüdcsheim und die benachbarten Land¬
gemeinden gewählt hat , wurde am vergangenen
Samstag im St -adiverordnetensaal des Rathauses
durch den Vorsitzenden des Verwaltungsausschusses
der Beamtenseminare , Herrn Oberbürgermeister
Vogt,  das Seminar hiorselbst eröffnet.

Zunächst findet ein einsühriger Lehrgang , um¬
fassend 140 Unterrichtssttinden , für die 1. und an¬
schließend dann der 2. Kursus für die 2. Vcrwal-
tungsbea intenprüfu ng statt.

Die im Lehrplan aller Seminare gleichmäßig
enthaltenen und von guten Fachkräften vorge-
tragenen Materien (Rechtsbegriffe und Rcchtsge-
biete , Reichs - und Staatsrecht , Selbstvorwaltungs-
körper , Beamten - und Augestelttenrecht , die Sozsal-
versichsruugs -GesetzgebuN'g, Pottzciivesen und Ver¬
waltungsrecht pp .) versprechen schöne Erfolge für
die weitere Ausbildung der Kommunalbeamten
und für den Nachwuchs einer gut vorgebildcton
Kommunalbeamienschast.

Mit der Ernchtimg von Beamten -Scminaren
hat der Nassauitchtz Skädterag eineni taug gehegten
Wunsche der gesamten Kommunalbeamtenschast des
Regierungsbezirks entsprachen.

Daß reges Interesse seitens der Beteiligten vor-
ltegt . beweist die Teilnehmer,zghl von 62 allein für
das hiesige Seminar , das deshalb in 2 gleichzeitigen
Kurse abgehalten werden muß . .Hiervon sind 32
Beamte und Angestellte der eigenen Verwaltung.

Wiesbaden . In einem Haufe auf dem Römer-
bcrg ist ein sijährigeo Kind im Bett derart ver¬
brannt , daß es in das stähttsche Krankenhaus ge¬
bracht werden mußte . Anscheinend ist jemand mit
einer ofsenen Flamme dem Bett zu nahe gekommen,
sodaß dieses Feuer fing . Hausbewohner konnten dem
Feuer Einhalt tun.

wc Ji , einem Schuhgeschäft an der Bleichstratze
wurde uiährend der sikacht nuf Donuerstaa eine der
großen Erkerscheiben eingeschlagen . Der Täter , der
29 Jahre «!te Kellner Friedrich B ., zerschnitt sich
decbei- die Pulsader . Ein herbeigerufener Polizei-
wachtmeifte -r verbrachte ihn zunächst auf die Wache
und von dort iys Krankenhaus . — Am kommenden
Montag wird sich hier dcr Ausschuß der Bezirks-
Denkmtilpflegekommission persnmmekn , um über die
zukünftige Verwendung des Klosters Ebcrbach zu
beraten.

Wiesbaden . Dcr Verbandsturnwart des
Mittelrhetnlreises , Fritz Engel zu Wiesbaden , ein
in weiten Kreisen bekannter begeisterter Turners-
marnt , beginn gestern sein Löjühriges Turnerjubi-
läum . Der Männerturnperein , hem er als Mit¬
glied angehört , veranstaltete ihm zu Ehren eine
Feier.

— Dcr Deutsch-Ulnerikancr Friedrich Bode aus
lltew Aork stellte der Stadt in Hochherziger Weise
den Betrag von 50 000 Mark für Kleinkinder - und
Säugiiiigeschutz zur Verfügung . Der Magistrat hat
die Spende mit Dank angenommen.

Höchst. Die Gemeindevertretung Sossenheim
hat beschlossen, die Eingemeindungsverhandlungen
mit Frankfurt abzubrcchen und jetzt nur noch mit der
Stadt Höchst weiter zit verhandeln.

Frankfurt . Anfangs Mai erschien in der Ta¬
gespresse eine Anzeige , in der sich ein besseres Ehe¬
paar erbot ein Kind gegen Vergütung anzunehmen.
Bei einer Familie , die sich auf das Inserat gemeldet
hatte , erschien dann eine Franensperson , die mit
einem vierjährigen Mädchen in einer- Autoüroschke
vorgefahren war , iind bat , ihr das Kind mitzugc-
ben, damit sie es ihrer im Fü .rstenhof abgestiegenen
Herrin zeigen könne . Die Familie ging auf den
Vorschlag ein . Sie hat seitdem nichts mehr von
ihrem Kinde gehört . Die Kriminalpolizei fahndet
nach der Kindesentführerin.

Frankfurt . In ihrer Wohnung Rebftöcker
Straße 12g wurde am Dienstag die 17jährtge Mo¬
distin / lmse Bauer tot ausgeftmden . Es lieat Gas-
vergifung vor.

Frankfurt . In diesen Tagen versendet das
Mchamt Frankfurt a . M . die Anmeldepapiere zur
Beschickung der nächsten Frühjahrsmesse vom 2. bis
8. April 1822 . Dcr Anmelde -Schlußtermin ist nuf
l . Dezember 1921 festgesetzt. Es liegt im Interesse
der Aussteller selbst , die Anmeldungen möglichst
rühzettig in die Hände des Meßamts gelangen zu

lassen, das in allen Messe-Angelegcuheiieu bereit¬
willigst Lluskunft erteilt.

— Die Pläne zum weiteren Ausbau des
Hauptpersoneirbahnhofes sinch nunmehr scttigge-
stellt und genehmigt worden . Da auch die nötigen
Mittel bewilligt wurden , wird sofort mit dem
Weiterbau am Empsangsgebäuüe begonnen wer¬
den . Das neue Empfangsgebäude an den Seiton-
tügeln , das auch große Verwaltungsräumlichkcitcn

aufnehmen wird , soll nach den Plauen mit allen
Errungenschaften nwderner Baukunst und Technik
versehen sein.

fp Griesheim a . M . In der Ausschreibung
für die Neubcsetzcmg des hiesigen Biirgermeister-
vostens war von dem Bewerber gefordert worden,
daß er Anhänger der sazialistischen Partei sein
müsse. Dagegen hatte die wirtse!>afiliche Bereini¬
gung beim Kreisausschuß Einspruch ci-hoben , aber
ohne Erfolg , da der Ausschuß der Auffassung war,
daß das Skusschreiben nicht einen sozialistischen Par¬
teigänger gemeint habe , sondern einen Kandidaten,
der sozial denke und auf dem Boden der Republik
stehe . Hiergegen erhob die Wirtschaftlia/e Ber¬
einigung Protest beim - Regierungspräsidenten in
Wiesbaden , der jetzt den Entscheid des Kretsaus-
schuffes für nichtig erklärt und zugleich mitteilt , daß
er den Höchster Landrat angewiesen habe , den Be¬
schluß dcr Griesheimer Gemeindeverttetupg , daß sich
nur sozialistische Bewerber um die Stelle bemühen
dürfen , zu beanstanden.

fp . Bad Ems . Für die nach Hunderten zäh¬
lenden Angestellten des Ein - und Ausfuhramtes
waren bei hiesigen Bürgern Zimmer gemietet wor-
decn , deren Kosten die Verwattung des Amtes
übernommen hatte . Bis heute haßen die Vermie¬
ter noch keme Miete für ihre Zimmer erhalten.
Alle Proteste und mehrfachen Beschwerden an die
Interalliierte Kommisstvn , den Regierungspräsiden¬
ten unh das Ministerium find bis zur Stunde er¬
folglos geblieben . Jetzt hat sich nun ein Bürzeraus-
lchuß gebildet , der die seit denr Monat Mai 1921
fälligen Beitrüge beirr erben will.

sp Bad Ems . In einer scharfen Wa 'dweg-
biegung sauste ein nach Frankfurt fahrendes Autö-
mobit in den Graben unh wurde dabei vollständig
zertrümmert . Die Insassen , eine Fränkfiirter Dan-
kierssamitie . erlitten schwere Verletzungen.

— Mainz . Die Folgen des tollen Ausverkaufs
der letzten Wochen machen sich schon in einer ganz
enormen Preissteigerung auf allen Gebieten be¬
merkbar . Selbst die Lebensmittel , die anfan -rs
weniger von der wilden Kauflust betroO' en waren,
schnellen im Preise rasch zur wahnwitzigen Höhe
empor . Für Schweineschmalz , das vor wenigen
Wochen noch 14— 16 M . rostete , fordert man heute
hier 36 M . das Pfund . Mehrere Tage hindurch
war in den meisten Geschäften kaum ein Gramm
davon zu haben . Das war in den Tagen der
ichmun - ^aften Preissteigerung , als die Gefchäftsin-
)aber aus bekannten Gründen mit dem Verkauf
zurückhietten . Jetzt ist zum Preise von 36 M . über¬
all wieder Schmalz in jeder Menge zu haben . Wer
in . den Tagen des wilden Aufkaufs seine Vorräte
zuruuyielt , der inacht heute ein Bombengeschäft.
Auch die Preise für Hülse,isrüchte . Reis u. a . sind
ganz gemattig gestiegen , ebenso die Preise fiir Klei¬
der und Hemdenstoffe.

— 21m Dienstag abend wurde auf der Gonsen-
beimer Strane , die am großen Sande entlang nach
Moinbach führt , der Schlosser August Siebe ! von
Gonsenheim schwerverletzt aufgesunden , der am 10.
ds . Mts . im städtischen Krankenhause in Mainz
starb . Siebet ist offenbar von einem Radfahrer
(nicht Motorradfahrer ) angefahren und umgewor-
ken worden . Der inutmaßüche Täter ist ein junger
Mann im Alter von etwa 20 Jahren , der mit seinem
»nbeleuWcte » und anscheinend bei dem Zusammen-
'tost vv .wvunatcn Rad von Gonsenheim nach Mom-
bach bezw . Mainz suhr . Der Staatsanwalt forscht
nach dem uiibeknnnten Radfahrer.

^ Main ; . 60 M . für ein Pfund Butter . So
weit sind wir jeßt glücklich in Deutschland gekom¬
men , daß inan in der Stadt für ein Pfündchen
frische Laudbutter , das man vor dein Kriege überall
zu einer Mark haben konnte , volle 60 M . zahlen
mich, also soviel , als man früber für ein gut ge¬
mästetes Kalb zahlte . Juuerhalb weniger Wochen
hat sich der Butrer -preis in Mainz nunmehr ver¬
doppelt . Für Schmal, ; fordert man hier seit heute
40 M . pro Pfund . 'Angesichts solcher Preise wird
"ch gar manche Hausfrau zukünfttg das Schinelzen
überhaupt abgewöhnen müssen , zumal auch die
Preise für Margarine und Speiseöle ganz gewaltig
in die Hobe gegangen sind. Bezüglich der Butter-
orelse muß min allerdings zugegeben werden , daß
die Milch - und Bulterwirtschast infolge der bei¬
spiellos schlechten Futterpreise bei uns völlig



keit Hund gekommen ist. Gerade die sehr schlech-
1»n Futterverhältnlsse im eigenen Lande zwingen
unssr « Landwirte zum Einkauf van Kraftfutter curs
dem Ausland , und hier find, will rnan die Milch¬
wirtschaft nicht überhaupt eingehen lasten oder in
bedenklicher Weife einschränken, die elenden Valuta-
Verhältnisse unserer Mark die Ursache, daß gerade¬
zu fabelhafte Preise für diese ausländischen Futter¬
artikel gezahlt werden müssen.

— Der versalzene Rhein.  Auf der
"Fahrt eines mit Salz belandenen Schiffes, das
stromaufwärts hier vorüberfuhr , rvurde das Schiff
unterwegs leck, so daß es geleichtert werden mußte.
Hierbei fiel ein erheblicher Teil der Ladung ins
Wasser. Die Aale und Hechte und andere Wasser¬
bewohner des alten Vaters Rhein werden sich wohl
gewundert haben, wie sie das salzige Wasser
schlucken mußten.

Difchofshelm. Bei Bifchofsheim fand man im
Walde versteckt zwei Sparkassenbücher und Kassen¬
scheine im Werte von 80 000 Mark . Die Papiere
lauteten auf den Namen einer Frau , die ihren Schatz
dort in Sicherheit gebracht hatte.

dz Worms , 11. November . Dieser Tage war
der Arbeiter Franz Ginnet in einer Lagerhalle tot
aufgesunden worden. Jetzt stellt es sich heraus , daß
der Mann sich mit ausländischem Rotwein stark be¬
rauscht hatte, in diesem Zustand die Nacht über in
der Lagerhalle ttegen geblieben und erfroren
war.

Dingen . Die Stadtverwaltung Bingen stimmte
der Errichtung einer Beobachtungsstelle für den
-Weinbau im Kreis Bingen zu, für die eine besondere
Jnspektorstelle Geschaffen wird. Die Stadt trägt ein
Drittel , das Reich zwei Drittel der Kosten.

dz Kreuznach, 11. November . Wie der „Oeffent-
liche Anzeiger" aus Oberstein rneldet, beschlagnahmte
die Polizei auf dem dortigen Bahnhof zwei
Waggons Kartoffeln , die offenbar westlich ver¬
schoben werden sollten. Die Waggons wurden ent¬
laden und die Kartoffeln kommen zum Verlauf.

VmWles.
fp Iuld «. 30 Waggon Kartoffeln beschlag¬

nahmt . Aur dem hiesigen Bahnhof wurden durch das
Lairdratsarnt 30 Waggon Kartoffeln beschlagnahmt.
Sie kanien aus dem Osten, konnten nicht gleich
weiter rollen und waren für das Saargcbiet be¬
stimmt. Da die Kartoffeln von dem starken Frost
überfallen und nach Angabe von Sachverständigen
bis zum Eintreffen an ihren Bestimmungsort voll¬
ständig verdorben wären , entschloß sich das Land¬
ratsamt zur Hebung des großen Kartoffelmangels
in unserer Stadt und zur Aufrechterhaltung der
Ruhe und Ordnung zur Beschlagnahme.

dz Heidelberg, 11. November . Anläßlich der
Besprechung der Erzberger -Demonstration in Heidel¬
berg im badischen Landtag .hatte der Abg. Krauß
(Soz .) Hei Erwähnung der Beschädigung des Bis¬
marckdenkmals geäußert , „Das werden wohl ein
paar besoffene Studenten gewesen sein, das konunt
in Heidelberg öfters vor." Au dieser Aeußerung
nimmt der Allgemeine Studentenausschuß Stellung
und wirft Dr . Krauß vor, daß er ats Akademiker
unverantwortlich gehandelt habe, wenn er den
Studenten einen so schweren Borwurf mache,, ohne
sich .über Len Sachverhalt vorher vergewissert Mi
haben. Es liege doch dis Vermutung viel näher,
daß die Verstümmelung des Bismarckdenkmals, wie
die übrigen Ausschreitungen, von Demonstranten be¬
gangen worden sei.

Gipseier . Eine Frau in Bonn hatte diesen
Sommer 100 Eier zusmnmengebracht. Die wollte
sie einkolken. Nebenan wird gebaut. Bei Nacht
holte sie sich heimlich Kalk vom Bau , rührte ihn in
einem großen Topf mit Wasser an und legte die
Eier hinein. Heute wollte sie Rühreier machen.
Da ist der ganze Topf ein einziger Stein , so hart
wie Granit . Sie hatte Gips erwischt.

Ein frech« Gaunerslrcich. Einem nnglauülichen
Schwinde! ist in Halle  eine Anzahl Personen zum
Opfer gefallen. Anonyme Veranstalter hatten zu
einer „erstklassigen Modcfchau" nach dem Stadt-
lchützcnhaus eingeladen. Der Eintrittspreis betrug
20 bis 30 Mark per Person . Als der Saal voll
war , verschwanden die Veranstalter mit dem Ein¬
trittsgeld . Einer von den Bei'anstaltern konnte
noch an demselben Abend von der Polizei verhaf¬
tet werden.

Hannover . Einen merkwürdigen Ausgang hat
der Prozeß gegen die Eheffau Aerveck hier genom¬
men, die angeklagi war , den Oberprimaner Nölke
und ihre beiden sieben und neun Jahre alten Kin¬
der ermordet zu haben. Alle drei Leichen wurden
an einem Tage und in einem Aimmer zu gleicher
Zeit aufgesunden. Die Geschworenen besahtcn die
Schuldsrage wegen der Ermordung der beiden Kin¬
der, verneinten sie aber für den Tod des Prinraners.
Wegen der Ermordung der beiden Kinder wurde
Frau Zsrveck zweimal zum Tods verurteilt . Die
Beweggründe zu der Tat find nach wie vor unklar.
Die Frau ist bei der Verübung nach Aussagen der
Sachverständigen ganz gesund u?td klar bei Derstarch
gewesen und war auch nach Aussagen aller Zeugen
sine liebevolle Mutter.

Lörrach. Die Warenverfchlcppung über die
l^ weizerifche Grenze durch eine Unmenge von
Privataufkäufern ist andauernd groß . Sä -weize-
rische Blätter erzählen z. 33., daß jeder vierte Bas¬
ler vam Kreis bis zum Säugling im Besitz einer
Dauerpassierkarte für den Uebertritt nach Boden
ist. In drei Tagen sollen in einem Warenhaus
Lörrachs 2000 Damenhüte gekauft worden fein.

Die 1821« deutsche Weinernl -e. Nach guter
Av.sreisung , und da infolge des milden Winters
jede Frosteinwirkung ausblieb , setzte die Vegetation
der Reben dieses Jahr früh ein und verlief regel¬
mäßig , bis im April Fröste mit mehreren Nächten an
den Früh - und teilweise auch an der spälern Sor¬
ten in einigen Welnbaugebieten erheblichen Schaden
anrich-t-ten. Einiges wurde zwar durch Nachtriebe
wieder ausgeglichen. Immerhin wurde dadurch in
der Pfalz und in Rheinhelsen ein merklickrer Mehr-
ausfall verursacht. Krankheiten und Schädlinge
kamen während des trocknen, einen raschen und
gleichmäßigen Blüienverlauf und eine frühe Reifs
der Trauben gewährleistenden Jahres weniger auf.
Hie und da hauste der Wurm . Der Behang kam
zur Vollreife und zeichnete sich durch große Süßig¬
keit aus . Die Mostgewichte erklommen hohe Zahlen
bei ziernlich normalem Säuregehalt . Das Ge¬
sa mim engsergebnis kann als halbe
Ernte an gesprochen werden,  etwa mit
rund über zwei Millionen Hektoliter. Die Preise
erreichten unter dm Einfluß der schiechten Valuta
und einer Preistreiberei , die in der Hauptsache auf
ausländische Käufer zurückzusührcr, ist, nie dage-
wesene Satze. In Rh e i n h e s se n wurde ein
halber Portugieser und ein schwacher l-alber Weiß-
herbst eingebracht. Für Portugieser wurden im
Zentner 150-280-300 Mark , für die Aiche (54 Liter)
Maische. 180400 Marl , für Frühburgundcr dir
380 Mark und darüber bewilligt. Weitzwaische er¬
st,sie 400 Mark und auswärts die Mche. Reue Vor-
tugiesermoste stehen heute auf 8000,12 000 Mark,

Weißmoste auf 12 000-20 000 Mark die 1200 Liter.
An der Nahe,  wo nur wenig Portugieser wach¬
sen, stellte sich der Mengebetrag im Weißgewächs auf
eine halbe Ernte . Bezahlt wurden für da» Viertel
(8 Liter ) Maische 75-180 Mark und darüber . Heute
kosten 1921« Weißweine bis 20 000 Mark 'urrd mehr
die 1200 Liter . Im N h e i n g a u blieb der Ertrag
chwa unter Mittel . Es wurden bei Weißtrauben
700-1000 Mark im Zentner angelegt . Die Winzer
find im Verkauf zurückhaltend. lBei einzelnen Ver¬
steigerungen erzielten 200 Liter Maische bis 6100
llllark. Am Mittelrhein,  wo der Ertrag in¬
folge der Frofffchäden sehr uMerschiedlich ausfiel,
wurden Trauben (weiße) im Zentner zu 380-700
Mark abgesetzt. Für 1921er Wein wurden bis 20 000
Mk. im Fuder (1000 Liter ) erlöst. An der M o s e I,
Saar und Ruwer  wurden bei einem halben
Herbst für Rieslingtrauben 420-900 Mark im Zent¬
ner notiert . Neue Wsine werden bis 10 000-25 000
Mark im Fuder (960 Liter ) gehandelt. In der
Rheinpfalz  fiel dis Menge in Portugiesern
sehr klein, in Weißtrauben zwischen viertä und
halber Ernte aus . Portugieser kosteten die Loge!
(40 Liter ) 150-300 Mark , Weißmoste 200-1500 Mk.
Heute werden 1921er Portugieser zu 7000-14 000 X,
Weißweine zu 11 500-50 000 Mark die 1000 Liter
abgegeben. In Franken  wurden bei verhältnis¬
mäßig kleinem Ertrag 850-2500-4000-5000 Mark
für die 100 Liter Moff bewilligt. Baden  brachte
Il - IH ^ -Herbst ein . Weißmost wurde zu (150-2000
Mark auf Bersteigerurrg-en bis über 4000 Mark die
100 Liter abgefetzt. Rotmost zu 800-1800 Mark.
In W ü r t t e m b e r g wurden bei schwachem halben
Ertrag der Eimer (3 Hektoliter) zu 2500-4000 Mark
verkauft, bei Versteigerungen stiegen die 100 Liter
bis über 6009 Mark.

BÄ » M.
Pirmasens . Der Versand von Schuhen ist

gegenwärtig überaus stark. Es gelangen täglich an
den Schaltern des Hauptpostcimtsgebäudes zwischen
neun und zehntausend Stück Pakete zur Versendung.

Otterberg. Das hiesige Schöffengericht verur¬
teilte einen „Heilkundigen" mrmsns Mann aus
Oberalbe» bei Kusel wegen Betrugs zu sechr Mo¬
naten Gefängnis . Der Kurpfuscher hatte für einen
Heilbesuch in der Familie eines Bäckermeisters die
Kleinigkeit von 3700 Mark gerechnet, die er später
aus 8100 Mark ermäßigte.

3m Kreise Frcmkenhausen-Kysshäuser wurden
vorn Sturm neun Windmühlen mngeworfen und
zerstört. Der Schaden ist !betrcichtlich.

Auf dem Lahnhof Hoyerswerda ist eine Per-
sanenzuglokomotive, die in der dortigen Werkstatt
ausgebessert werden sollte und auf einem toten Ge¬
ieise stand, spurlos verschwunden. Die Nach¬
forschungen dauern an.

Stockholm. Die Akademie der Wissenschaften
hat dem Professor Walter Nernst in Berlin
den Nobelpreis von 1920 für Physik verliehen.

Bonn . Der Frachtgutdampser „Freiherr v.
Stein ", der bei Königswinter ausge¬
fahren  mar , ist nach Umladung der Güter wtoder
flott geworden . Zur Ausbesserung der erlittenen
Schäden mußte er den Heimathafen aufsuchen.

Köln. Samstag morgen wurde das Ver¬
gnügungshaus Luffenhof in der Ehrenstraße cch
Opfer der Flamnien.

Eine Gemeinde ohne Gemeindesteuern. Die
Gemeinde Grasenhauscn im Amt Bonndorf braucht
auch in diesem Jahr « keine Steuern von ihren Bür¬
gern zu erheben, da die Ueberschüsse aus den rvohl-
gepfteglen Gemeindswaldungen das unnötig
machen.

3n Bochum ist die Frau eines Arbeiters unter
choleraoerdächtigen  Erscheinungen erkrankt.
Es wurden alle Vorkehrungen getroffen , um ein
Umsichgreifen der Seuche zu verhindern.

sp Siegen, lieber ein Dutzend Mitläufer , die sich
bei den Tumulten bei Gelegerchert des Metall-
arbeiterstreiks mit als Straßengaffer beteiligten und
sich Gegenstände aus den Schaufenstern aneigneren
oder sie nur von der Straße ausiasen, wurden vom
Schöffengericht zu .Gefängnisstrafen von 3 bis
6 Monaten verurteilt.

Berlin . Den Zeitungen zufolge ist die Streik¬
bewegung unter den städtischen Arbeitern abgeflaut.

Oldenburg. In einem hiesigen Restaurant legte
ein auswärtiger Geschäftsmann, der schon fest dem
Tage vorher mit Freunden gefriert hatte , einen
Tausendmarkschein aus «in Butterbrot , zerschnitt
das sonderbare Frühstück und aß es auf . Ein
trauriges Zeichen >der Welt. Die einen wissen nicht,
wie sie ihren Hunger stillen sollen, und andere
schlemmen bis zur Besinnungslosigkeit und —
fressen Papiergeld.

Hamburg . Der Dampfer „Württemberg " der
Hmnburg -Amerika-Lime, der gestern mittag Cux¬
haven verlassen hatte, erlitt kurz nach der Abfahrt
einen Maschlnensclzaden. Da dieser nicht mit den an
Vord befindlichen Hilfsmitteln behoben werden
konnte, ist der Danipfer nach Euxhaven zuruckge-
kehrt.

«kW » am
Die ReparolkwttskommWon in Berlin.

dz London,  14 . November. Die „Sunday
Times " schreibt: Die Ankunft der Reparation s-
kommii f i on in Berlin  hat großes Interesse
erregt und die Aussprache zwischen dem Reichskanz¬
ler Dr . Mjrth und Sir Bradbury ist sehr offen ge¬
wesen. Es droht noch immer die Gefahr
eines vollständigen deutschen Zu¬
sammenbruchs.  Der Gedanke zwingt sich den
Alliierten immer mehr auf , daß die Reparationen in
ihrer heutigen Gestalt nicht fortdauern können und
daß ein aus Deutschland ausgeübter Zwang für die
Alliierten selbst verhängnisvolle Folgen haben
könne. Es verlautet , daß Verhandlungen mit
Amerika in dieser Frage im Gange seien. Man
hofft sogar auf eine Aendorung der Haltung der
Franzosen.

Der Sturz der Mark.
dz London,  14 . November . Der Sonderbe¬

richterstatter des „Observer" berichtet aus Paris:
Der letzte Sturz der Mark hak endlich Fra -nkrelch
die Wirklichkeit vor Augen geführt. Ein finan¬
zieller Zusammenbruch Deutschlands würde , wie
die Französischen Kreise jetzt selbst einfehen, das
Wiesbadener Abkommen gefährden. Der Bericht¬
erstatter meint , es fei nun Sache der Washingtoner
Konferenz, so schnell wie möglich die Diskussion
über die Frage der Schuld der wirtschaftlichen Ver¬
wicklungen zu eröffnen.

Deutsch-demokratischer Parteitag in
Bremen.

dz Bmiun , 14. November . Der Partei«
tag  der Deutsch-demokratische» Partei genehmigte
einstimmig folgend» Entschließung:  Z )i»

Deutsch-demokratische Partei ist als ausgesprochen
republikanische Partei gegründet worden . Zweck
ihrer Gründung und Jnhatt ihres Programms ist
die Verwirklichung nationaler und sozialer Politik
auf dem Boden der Demokratie. Ein » solche Demo¬
kratie ist notwendig zur Erhaltung der Einheit des
Volkes und zum Wiederaufbau des deutschen Vater¬
landes . Unter den gegenwärtigen deutschen Parter-
oerhällnisseir ist eine Regierungsbildung auf mög¬
lichst breiter Grundlage zur Verwirklichung dieser
Ziele erstrebenswert . Der Parteitag begrüßt die
gründliche und offenherzige Aussprache über die
künftige Politik der Partei und spricht der Reichs-
tagsfraktton ihr Vertrauen aus . — Der Antrag zur
Demokratisierung der ,Verwaltung wurde ebenfalls
einstimmig angenommen . ^

Mir « AL
hdz New Dark, 14. November . Havas . Die

Presse  billigt allgemein die Rede Hughes und
lobt seinen Freimut . Der „New Uork Herald"
schreibt: Dieser herrliche Vorschlag stammt nicht von
einem Visionär , sondern enthält eine praktische und
fruchtbringende Wirklichkeit.

Gestern abend hatte Driand eine Aussprache
mit Hughes.

dz London, 14. November . Die gesainte Presse
befaßt sich mit der Abrüstungskonferenz in Washing¬
ton. Die „Times ", die in Washington von ihrem
Chefredakteur vertreten wird , meldet, der Eindruck
bei der britischen Delegation sei überwältigend
günstig. Der amerikanische Plan müsse jedoch not¬
wendigerweise kaltblütig in allen seinen Einzelheiten
und Ausführungen durchgeführt werden . Admiral
Kalo erklärte , vom japanischen Standpunkt aus
seien die Vorschläge des Staatssekretär Hughes
logisch, da sie die allgemeinen Grundsätze enthielten,
die Japan bis zum Aeußersten durchzusühren bereit
sei. Japan sei ebenfalls bereit, die von dem Staats¬
sekretär vorgesehene Stärke der britischen, ameri¬
kanischen und japanischen Flotte anzunehmen . Kalo
erklärte jedoch, bevor er nicht die Bedingungen der
Sachverständigen erhalten habe, könne er sich von
dem amerikanischen Vorschlag noch keine endgiltige
Vorstellung machen. Der Washingtoner Sonderbe¬
richterstatter des „Daily Chronicle" schreibt, die Vor¬
schläge der Vereinigten Staaten seien nach seiner
Ansicht das Ende des Flottenwetibewerbs unter den
Nationen . j i , , ,

Französische Pressesttmrnen.
dz Paris,  14 . November. Stephan Lau-

zanne kabelt dem „Matin " aus Washington, der
Vorschlag von Hughe .r  habe einen unge¬
heuren Eindruck hervorgerufen : ' Hier Freude , da
Beunruhigung , überall aber Bestürzung . Ein Me¬
teor, der vom Himmel gefallen wäre , hätte keinen
niederschmetternderen Eindruck machen können. Die
Japaner hätten trotz ihrer Selbstbeherrschung ihre
Besttirzung nicht verbergen können, und der eng¬
lische Admiral habe deutliche Anzeichen von sich ge¬
geben und die Arme gekreuzt. Stefan Lauzanne
nennt das Vorgehen von Staatssekretär Hughes be¬
sonders geschickt, weil er die Beschränkung der
Rüstungen zu Lande aus der Diskussion apsge-
fchaltet habe, die angesichts des augenblicklichenUn¬
bekannten in Rußland und in Deutschland nur
schwierig zu einem Ergebnis fiihren könne. Eng¬
land und Japan würden vielleicht Fristen verlangen,
ehe sie sich entschieden.

Pertinar kabelt dem „Echo de Paris ", die An¬
nahme des Hughesfchen Programms könne England
von jeder ernstlichen Entente mit Frankreich ent¬
fernen . In zweiter Linie sei der Tag der Eröffnung
der Konferenz als ein schlechtes Präzedenz zu be¬
trachten. Hätten nicht gewisse Angelsachsen in Ge¬
danken, die Frage der Reparationen und der Be¬
setzung des Rheinlandes mit Hilfe einer imperativen

Mutter vorausgesagt hatte. Als ich das erstemal
nach Deutschland reiste, sagte sie mir : Du wirst zu¬
erst über die engen, kleinen Verhältniss» abschrockou,
weil Du st» nicht versteh« ! kannst. Aber wen« Du¬
st» wirst verstehen lernen , wird ein wohlige» Be¬
hagen über Dich kommen. Du wirst Dich mit einem
Lächeln später daran erinnern und Dich vielleicht
manchmal danach zurücksehnen — wie ich es auch
tue.

Forschend sah der Freiherr in Freds Augen.
Ihre Frau Mutter scheint eine kluge Frau zu sein.

Freds Augen leuchteten. O ja — die klügste,
die ich kenne — und die liebevollste Mutter , der
beste, warmherzigste Mensch.

Eine Weile sah der Freiherr wieder starr vor
'sich hin. Der beste, warmherzigste Mensch? Das ist
viel, sehr viel gesagt.

Und doch nicht zuviel.
Sie lieben Ihre Mutter sehr?
Ueber alles ! Zwischen meiner Mutter und mir

herrscht ein ideales Verhältnis . Sie hat ein schweres,
hartes Schicksal siegreich bezwungen und ist mir die
opferfreudigste Mutter gewesen. Wir sind einander
bisher alles gewesen.

Letzingen atmete tief und schwer. Und Ihr
Vater ? rang es sich über seine Lipvem

Fred Gärtner antwortete harmlos : Mein Water
starb schon vor meiner Geburt , ich Hab« ihn nie ge¬
kannt und nie vermißt.

Einen Moment schloß Letzingen die Augen. Und
nie vermißt, wiederholte er leise.

Nein — meine Mutter hat mir auch den Vater
ersetzt, sagte Fred , ahnungslos , daß Herr von Letzin-
gen von diesem Gespräch tief berührt wurde . .

Er merkte auch nicht, daß der Freiherr etwas
fragen wollte, aber dann jäh die Lippen zufammen-
preßte. Dieser hätte viel darum gegeben, wenn er
aus diese unausgesprochene Frage hätte eine Antwort
erhallen können.

Und diese Frage hätte gelautet : Wie hieß Ihre
Ddutter mit ihrem Vornamen und mtt ihrem Mäd¬
chennamen? Er wußte aber, 'daß diese Frage hätte
aufsallen müssen. Deshalb wagte er sie nicht aus-
zufprechen.

Fred Gärtner ahnte nicht, mit welchem brennen¬
dem Interesse die Gedanken des Herrn von Letzingen
seine Mutter umkreisten.

Dieser brachte dann hasüg ein anderes Thema
auf.

(Fortsetzung folgt.)
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Ausgabe von Weizenmehl.
Am Dienstag , 15. b.  21?., vormittags von 7 bis

12 Uhr und nachmittags von 2 bis 4 Uhr wird im
Rathaufe , Zimmer 4 und 5, an die Versorgungs-
berechtigten pro Kopf ein Kilo Weizenmehl zum
Preise von 7.80 7ikack ausgegeben.

Höchheim a . M., 12. November 1921.
Der Magistrat . A r z b ä che r.

Ausgabe von Zuckerkartcn und Zucker für Oktober.
Donnerstag , 17. d. 2??., vormittags von 7 bis

12 Uhr, werden im Rathause , Zimmer 4 u. 5, die
Zuckerkarien für Oktober ausgegeben . DieseUen
sind sofort bei den Händlern abzuiiefern. Die
Händler sind verpflichtet, eine Liste zu führen und
sind die eingelieferten Karten bis Freitag , 18. d.
M., vorm. 10 Uhr, auf der Lebensmittelstelle zwecks
Zuteilung des Zuckers abzuliefern . Der Zucker
iann ab Samstag , 19. d. M., bei den Händlern in
Empfang genommen werden. Der Preis beträgt
2.75 Mark und es entfallen pro Kopf 250 Gramm.

Hochheim a . M ., 12. November 1921.
Der Magistrat . A r z b ci che r.^

Bclr . Umtausch von krankenbrotkckrten gegen Ein-
heiksbrolkarten.

Die Derforgungsberechtigten , welche seiiher In¬
haber van Krankenbrotkarten waren , haben diese, da
dieselben ab 13. d. Mts . ihre Gültigkeit verlieren,
am Freitag , den 18. d. Mts . in der Zeit von 8—10
Uhr im Rothause, Zimmer 3a. (Lebeusmittelstelle ),
gegen Einheitsbrotkarten cinzutauschen. Nicht
rechtzeitig abgeholte Karten verfallen und werden
nicht nachgeliefert.

Hochheim a. M ., den 11. November 1921.
Der Magistrat . Arzbächer.

Erklärung zu regeln? Noch -in drittes unange¬
nehmes Symptom erblickt Pertinax in dem Ver¬
schwinden der französischen Sprache . Außer Briand
hätten sämtliche Redner , selbst der italienische und
der belgische, sich in Englisch ausgedrückt.

VergKAKeuheit.
(4. Fortsetzung.) (Nachdruck verboten.)

Sie haben aber , wie ich hörte, vor Jahren
längere Zeit in Amerika gelebt?

Letzingen hatte sich setzt ganz in der Gewalt.
So ist es, aber das ist sehr lange her. Damals hatte
ich noch keine Pflichten als Majoratsherr.

Fred lächelte. Von solchen Pflichten weiß man
drüben nichts.

Mit einem selffamcn Empfinden sah Letzingen
in Freds energisches Gesicht.

Diese Pflichten paaren sich mit großen Rechten
udn um der Rechte willen nimmt man die Pflichten
mit in den Kauf. Daß man drüben in Ihrem neuen,
jungen Land nichts von Traditionen halt , weiß
ich ja.

Ich glaube , diese Tradittonen können oft ein
recht schwerer Ballast sein. Was ich davon ge¬
legentlich erfahren habe, klingt mir wie ein Mär¬
chen.

Letzingen seufzte aus. Wir kranken hier ein
wenig an zu viel Tradittonen . Aber die meisten
Menschen klammern sich daran , als könnten sie ohne
sie nicht leben. Als ich jung war — glaubte ich das
auch — und opferte der Tradition viel — sehr viel.
Vielleicht kommt auch für Deutschland einmal der
Tag, wo es Traditionen über den Haufen wirft.

f̂ red lächelte. Dann wird Deutschland für uns
aufhoren interessant zu sein. Wenn unsere prak¬
tische Nüchternheit lster regieren würde , wäre es
eigentlich schade. Darf ich fragen , wie es Ihnen
damals in Amerika gefallen hat?

Letzingen sah eine Weile starr vor sich hin . Das
Gespräch peinigte ihn jetzt und doch ftiyrte er es
weiter.

Gefallen ? Ich kann nicht sagen, daß es mir
gefallen hat . Damals war der Gegensatz zwischen
hüben und drüben zu groß für mich, .heute würde
ich wahrscheinlich mit großem Interesse und un¬
parteiischem Blick das Leben und Treiben drüben
verfolgen. Heute könnte ich mich eben über die Si¬
tuation stellen, kraft nieiner Verhältnisse. Damals
stand dis Situatton über mir . Aber nun darf ich
Sie wohl auch fragen , wie Ihnen Deutschland ge¬
fällt?

Steh  Gärtner lächelt«. So , wie es mir msiae

Anzeigenteil.

8ovie alle Arten v. Hautunreinigiicifen , ttaütaussclilägen , wie
Blütchen , Mitesser , etc . verschwind . d .tägl . üebrauch d. echten

von Kergi2 »jnmiÄi Co .. UfvipltefU . Gberali zu haben.
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@mil # Bll er,  WsEmr,
bei  Wiesbaden . Telefon 3Tr. 11 Amt Wallau .

L « » SkHUW.
Die Curn Hunden  finden diesen Ivinter wie

folgt statt:
Für Schüler:  vienriags u. Lreitags von 6 —7 Uhr.
Zur Zöglinge u. Aktive:  Dienstags u. Zreitags
von 8 - 10 Uhr.
Oamenriege:  Montag um 8 Uhr.
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Hercenschiime.
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